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XII.

Die internationale Staatengemeinschaft sollte' -
über humanitäre Hilfe hinaus - an der raschen 
Wiederherstellung einer kraftvollen staatlichen 
Autorität arbeiten, um dem Land Frieden und den
Menschen das universale Recht auf Leben bringen 
zu können. Das Verhalten der Vereinten Nationen
im Fall Ruanda läßt folgendes erkennen:

Erstens lag die Entscheidungsschwäche des UN- 
Sicherheitsrates an seiner völkerrechtlichen Kon­
struktion: Ihm fehlt die klare Trennung von Rat
und Befehl. Ein Gremium, das Befehle erteilt, be­
rät sich selbst; dabei gehen die Interessen der Rat­
geber in den Befehl ein; das hat einen Befehl zur 
Herstellung des Friedens in Ruanda bisher verhin­
dert. Der Tötung Tausender wurde tatenlos zuge­
schaut. Die Regeln einer demokratischen Diskurs­
ethik stoßen im UN-Sicherheitsrat grundsätzlich
an ihre politische und zeitliche Friedensgrenze,
hinter der sich eine Toleranz gegenüber Bürger­
krieg und Genozid verbergen kann. Aus den Er­
fahrungen weltweiter Friedensbemühungen spürt
der Generalsekretär das deutlicher als Regierungs­
vertreter im Sicherheitsrat. In einem Ruanda-
Interview über neue Entscheidungsstrukturen der
UN befragt, antwortet B. Boutros-Ghali auswei­
chend: „Dazu werde ich mich nicht äußern, denn 
was ich mir vorstelle, ist noch nicht zu verwirk­
lichen.“ Doch man weiß: Er denkt an die Tren­
nung von Rat und Befehl, um die globalen
Friedensmissionen durchführen und ihre sozial­
ökologischen Hintergründe - Armut, Bevölke­
rungswachstum und Umweltzerstörung - bereits
im voraus bekämpfen zu können.

Zweitens fehlt zum klaren Friedensbefehl eine im
Einsatzgebiet akzeptable, gut ausgerüstete und 
ausgebildete Truppe. Um ihre Akzeptanz im Ein­
satzgebiet zu erhöhen, ist die Kultureigenheit des
jeweiligen Gebietes zu beachten. Sie können nach
den in der Zivilisationstheorie von Huntington un­
terschiedenen Kulturkreisen geschnitten werden 
(S.P. Huntington). Aus diesen Kulturkreisen wer­
den die Soldaten der jeweiligen Einsatztruppe re­
krutiert. Beim weltweiten Problem der überschüs­
sigen Arbeitskraft werden junge Männer und 
Frauen diese Friedensaufgabe gegen die Zukunfts- 
losigkeit auf heimischen Arbeitsmärkten ein-
tauschen.

Drittens ist der Grundsatz politischer und ethni­
scher Interventionsneutralität aufzugeben. Partei­

nahme gilt einzig dem Frieden und der Rettung
von Leben. Das setzt voraus, sich so früh wie mög­
lich mit der Partei zu verbünden, mit der ein
schneller Frieden zu erzwingen ist. Ein Bündnis 
mit dem Schwachen verringert zumeist allerdings
die Chance zum Friedenszwang und es würde in
den häufigsten Fällen das Todesrisiko vieler Men­
schen erhöhen. Dieser Grundsatz ist der „realistic
school“ (C. Offe) der Friedenstheoretiker zuzu­
rechnen. Das Risiko einer falschen Einschätzung 
muß durch neutrale Beratung erfahrener Experten
des Konfliktgebietes verringert werden.

Zur Wiederherstellung staatlicher Souveränität in
Ruanda sollten deshalb politische und ethnische 
Wahrheiten Nachrang zum Frieden haben. Kann
eine ethnische oder politische Wahrheit, wenn das 
Festhalten an ihr zur Fortsetzung von Bürgerkrieg
und Völkermord führt, wahrer sein als der Frie­
den? Damit ein Waffenstillstand kein Scheinfrie­
den wird, sind zur dauerhaften Friedenssicherung
außer der Regelung der ethnisch bedingten Pro­
bleme zwei Ziele vorrangig: erstens in einem Pio­
nierprojekt die landwirtschaftliche Nutzfläche -
trotz ökologischer Bedenken - kurzfristig so weit
wie möglich zu vergrößern, zweitens - trotz ethi­
scher Bedenken - ein wirkungsvolles nationales
Geburtenkontrollprogramm zu implementieren.
Die »Arbeit der im Volksmund „Kondombehörde“
genannten ONAPO („Office National de la Popu­
lation“) sollte ausgebaut und um eine Arbeits­
losen-, Kranken- und Rentenversicherung ergänzt 
werden, damit arme Bauernfamilien zum Schutz
gegen Notfälle des Lebens nicht auf viele Kinder
angewiesen sind. Den Kampf gegen Armut in den 
Dienst eines Kampfes gegen das Bevölkerungs­
wachstum zu stellen ist das Ziel.der von den Koali­
tionsfraktionen des Deutschen Bundestages ein-
gebrachten Beschlußempfehlung „Ausbau und
Entwicklung von sozialen Sicherungssystemen in
Entwicklungsländern“.

Wären diese Maßnahmen mit einem Teil der
Entwicklungsgelder in den Dekaden nach 1960
begonnen worden, hätte Ruanda heute auf einer
erweiterten landwirtschaftlichen Nutzfläche eine
Million Einwohner weniger. Vielleicht wäre
Ruanda dann zu einem Musterfall für bevölke­
rungsexplosive Bürgerkriegsländer in Schwarz­
afrika geworden. Denn die Logik des gesunden 
Menschenverstandes sagt: „Und ist das ganze
Land von Bewohnern überfüllt, so bleibt als letztes 
Mittel der Krieg, der für jedermann Sieg oder Tod 
bereit hat“, wie der scharfsinnige Bürgerkriegs­
theoretiker Thomas Hobbes schon 1651 im Levia­
than niederschrieb.
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Flucht und Vertreibung in Afrika im Schatten
der internationalen Policy-Krise

Das Beispiel Sudan

I. Einleitung

Wenn Salim A. Salim, Generalsekretär der Orga­
nisation für Afrikanische Einheit (OAU), zum
20. Jahrestag des Inkrafttretens der OAU-Kon-
vention über Flüchtlinge am 20. Juni 1994 ge­
schrieben hat, es sei seine feste Überzeugung, das
afrikanische Flüchtlingsproblem werde in naher
Zukunft eher ein historisches Phänomen sein denn 
ein fortbestehendes Problem, so entspringt dieser
enorme Optimismus vielleicht dem unbedingten
Willen, den Kontinent nicht als verloren aufzu­
geben.

Die Zahlen aber sind niederdrückend. Von welt­
weit 20 Millionen Flüchtlingen gibt es sechs Millio­
nen in Afrika. Noch alarmierender ist die Entwick­
lung der Binnenvertreibung in Afrika: Von jenen
25 Millionen Binnenvertriebenen weltweit, die aus
unterschiedlichen Gründen keine internationalen
Grenzen überschreiten, sind allein in Afrika mehr
als 15 Millionen Flüchtende in ihren eigenen Hei­
matländern vertrieben .

Eine Analogie zwischen diesen niedrig geschätzten
Zahlen und dem enormen Potential für bewaffnete
Konflikte auf dem Kontinent ist unbestreitbar2.
Die meisten Kriege sind heute, anders als in der
Vergangenheit, innerstaatliche Konflikte, wäh­
rend bestehende Sicherheitssysteme auf mögliche
zwischenstaatliche Auseinandersetzungen gerich­
tet sind3. Genauso wie es eine Diskrepanz zwi-

1 Vgl. U. S. Committee for Refugees (USCR), World 
Refugee Survey 1994, Washington 1994, sowie den Ende
Juni erstmals in deutscher Sprache erschienenen Bericht des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
(UNHCR), Die Lage der Flüchtlinge in der Welt, UNHCR-
Report 1994, Bonn 1994.
2 Über die Zählweise von bewaffneten Konflikten gibt es
erhebliche Differenzen, je nach zugrundeliegender Konflikt­
definition. Der Berliner Friedensforscher Ulrich Albrecht
zählt derzeit 70 Bürgerkriege, wobei 280 Volksgruppen nach
Eigenstaatlichkeit strebten.
3 Vgl. Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP), Bericht über die Menschliche Entwicklung 1994,
Bonn 1994, S.55.

sehen Sicherheitssystemen und Realität gibt, 
existiert eine gewaltige Lücke zwischen dem heute
bestehenden Flüchtlingsrecht und der Tatsache,
daß die internationale Staatengemeinschaft nur
mangelnde Eingriffsmöglichkeiten besitzt, dem
massiven Problem der Binnenvertreibung, die auf 
fremden Territorien verursacht und forciert wird, 
vorzubeugen.

Die internationale Gemeinschaft - wollte sie denn 
eine Einmischung erwägen - besitzt mit den 
Grundlagen des Völkerrechts, so wie es heute
existiert, eine nur unzureichende Handhabe, früh-
und damit rechtzeitig in innere Konflikte einzu­
greifen, um künftige Flüchtlingsströme einzudäm­
men. Setzt dies erst einmal Handlungsbereitschaft
voraus, wie sie im Falle Ruandas gefehlt hat, so ist
sie dennoch ungenügend vorbereitet für den Zeit­
punkt, zu dem sie erkennen muß, daß die humani­
täre Nachsor

1

ge, die heute betrieben wird, kein
Modell mehr sein kann für die Zukunft.

Auf Platz eins der Länder, die Binnenvertriebene
hervorbringen, steht der Sudan . Dort gibt es eine
akute Fluchtkrise - unheilvoll kombiniert mit einer
drohenden Hungerkatastrophe. Über dieses Land,
obwohl flächengrößter Staat in Afrika, wird immer 
noch vergleichsweise wenig berichtet. Der Mangel
an Öffentlichkeit und Information scheint ein­
herzugehen mit der fehlenden Bereitschaft,
notabene in Verantwortung der einzelnen UN- 
Mitgliedstaaten, einen innenpolitischen Ausgleich
zwischen den Bürgerkriegsparteien handelnd ein­
zufordern.

Allein befriedete Verhältnisse im Land böten für 
die Zukunft eine Grundlage dafür, große interne
und externe Fluchtbewegungen zu verhindern. Ha­
ben sie erst die Krisenausmaße wie nun in Ruanda
erreicht, sind die Auswirkungen der Flucht auch
mit humanitärer Hilfe nur schwierig aufzufangen,

4 Zum Problem der Binnenvertreibung allgemein: Francis 
Mading Deng, Internally Displaced Persons, Report of the 
Representative of the Secretary-General, Mr. Francis Deng,
submitted pursuant to Commission on Human Rights resolu-
tion 1993/95, United Nations Social and Economic Council, 
25. January 1994.
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geschweige denn kurzfristig wieder rückgängig zu
machen. Ein Ende der Konflikte zwischen dem 
muslimisch geprägten Norden und dem animisti-
schen und christlichen Süden ist nicht abzusehen;
im Gegenteil, die Menschenrechtssituation hat sich
nach einem Bericht des UN-Sonderberichterstat-
ters Gäspär Birö vom Februar dieses Jahres wei­
ter verschlechtert.

Menschenrechtsverletzungen gehören zu den 
Hauptfaktoren, die Flucht auslösen, sei es über na­
tionale Grenzen hinweg oder aber innerhalb des
Landes. Fast 4000005 6 Sudanesen, die in Nachbar­
staaten Zuflucht suchen, werden derzeit vom Ho­
hen Flüchtlingskommissariat der Vereinten Natio­
nen (UNHCR) versorgt7. Die tatsächliche Anzahl
der über die Grenzen geflüchteten Sudanesen 
dürfte allerdings um einiges höher liegen. Der Su­
dan beherbergt seinerseits 635000 Flüchtlinge8
hauptsächlich aus Eritrea, Äthiopien und dem
Tschad9.

5

Von außen unkontrolliert aber ist das noch schwer­
wiegendere Problem der Binnenvertreibung in die­
sem 2,5 Millionen Quadratkilometer großen Staat. 
Derzeit gibt es vier Millionen Binnenvertriebene
im Sudan - sie sind Flüchtlinge im eigenen Land. 
Nur in Südafrika, wo eine Jahrzehnte währende
Apartheidpolitik Menschen in künstliche Home­
lands gedrängt hat und wo Vertreibung systema­
tisch verfolgtes Ziel der ehedem weißen Minder­
heitsregierung war, gehört eine gleich große 
Anzahl Binnenvertriebener zum Erbe Nelson
Mandelas.

Die Lage der sudanesischen Zivilbevölkerung,
über die diese Zahlen ein nur anonymisiertes Bild
vermitteln - die Situation eines Volkes, das zudem
unter den Auswirkungen mehrerer Dürreperioden
leidet ist Anlaß für den nachfolgenden Aufsatz. 
Er soll im ersten Teil die gesellschaftlichen und
politischen Verhältnisse im Sudan beleuchten ein­

5 Vgl. Gäspär Birö, Situation of human rights in the Sudan. 
Report of the Special Rapporteur, Mr. Gäspär Birö, submit-
ted in accordance with Commission on Human Rights resolu- 
tion 1993/60, United Nations Economic and Social Council, 
l.Febuary 1994.
6 UNHCR-Statistik vom März 1994.
7 UNHCR versorgt 200000 Sudanesen in Uganda, 111000
in Zaire, 44000 in Äthiopien und 36800 in Kenia. Die Zah­
len sind letztmals erstellt worden im Januar und Februar
1994.
8 USCR (Anm. 1), S. 69. Die Zahl bezieht sich auf Dezem­
ber 1993. Sudanesische Regierungsquellen geben im Früh­
jahr 1994 die Zahl der Füchtlinge im Sudan mit 840000 an.
9 351400 Flüchtlinge werden von UNHCR in sudanesi­
schen Flüchtlingslagern betreut: 288000 Eritreer und 59 000
Äthiopier im Ost- und Zentralsudan sowie 4 400 Tschader im
Westsudan.

schließlich der vermeintlich ethnischen Wurzeln 
des innerstaatlichen Konflikts, in dessen Folge
große Fluchtbewegungen entstanden sind. Der
zweite Teil wird Rekurs nehmen auf die derzeitige
Flucht- und Flüchtlingssituation in Afrika sowie
Vorschläge unterbreiten, welche politische Ent­
wicklung international eingeleitet werden müßte,
um diese globale Herausforderung künftig zu be­
stehen.

#

II. Ethnisch-religiöse
Identifikationsmuster im Sudan:
Pluralität und Fragmentierung

Der Sudan ist siebenmal größer als das vereinte
Deutschland. Geographisch gehört er zu Nordost­
afrika und besitzt acht Landesgrenzen. Im Norden
liegt Ägypten; im Osten gibt es mit dem Hafen 
Port Sudan einen Zugang zum Roten Meer und die
Landesgrenze zu Äthiopien; im Süd$n ist er be­
grenzt durch Kenia, Uganda und Zaire, im Westen 
durch die Zentralafrikanische Republik und den
Tschad, im Nordwesten durch Libyen (vgl. Karte,
S. 26).

Einer sudanesisch-regierungsamtlichen Volkszäh­
lung von 1992 zufolge wird die Bevölkerung des
Sudan auf 27 Millionen Menschen geschätzt. Das
Land ist also verglichen mit seiner Größe dünn be­
siedelt. In der nördlich gelegenen Hauptstadt
Khartoum und an ihren Randgebieten existieren
große Flüchtlingslager; man spricht allein hier von
einer fast 1,9 Millionen Menschen umfassenden 
Flüchtlingsbevölkerung .

Das Land der „Schwarzen“, was Sudan übersetzt
bedeutet, ist immer wieder als afrikanisch-arabi­
scher Mikrokosmos des Kontinents bezeichnet
worden. Positiv gefaßt, kann man es als kulturell 
ungemein vielfältiges Land beschreiben. Das nega­
tive Pendant dieser Charakterisierung ist die
Struktur der ethnisch stark heterogenen Bevölke­
rung. Es können 56 Hauptethnien und 597 Unter­
gruppierungen unterschieden werden.

10 Laut USCR World Survey 1994 ist diese Zahl sukzessive
während der achtziger Jahre gestiegen: durch Menschen, die
infolge des 1983 von neuem ausgebrochenen Bürgerkriegs 
nach Khartoum gegangen sind. Im Bericht: United Nations 
1994 Consolidated Inter-Agency Appeal des UN-Depart-
ment of Humanitarian Affairs (Januar 1994) wird die Zahl 
der direkt infolge des Bürgerkriegs Vertriebenen mit 800000
angegeben, 350000 Menschen wurden aufgrund von Dürre
im Zentral- und im Westsudan nach Khartoum vertrieben.
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Repetiert wird immer wieder die Spaltung zwi­
schen dem arabisch-muslimischen Norden und 
dem afrikanisch-christlichen Süden, was einer gro­
ben Verallgemeinerung gleichkommt.

Zutreffender ist, auch wenn bzw. weil die Kon­
fliktlinien nicht klar anhand ethnisch-religiöser
„cleavages“ gezogen werden können, daß Sudane­
sen multikultureller Herkunft sind. Nicht die kul­
turelle Vielfalt hat zu bestehenden Konflikten ge­
führt, sondern vielmehr schürt und verschärft das
Beharren auf vermeintlich klaren Trennungslinien
zwischen arabisierten Muslimen und schwarzafri­
kanischen Animisten und Christen das Konflikt­
potential im Land.

Entlang religiöser Identifikationsmuster sind etwa
73 Prozent der Bevölkerung sunnitische Mus­
lime12. Mag man darauf verweisen, daß dies mehr
als zwei Drittel der Gesamtbevölkerung sind, so ist
dennoch um so wichtiger, daß neben dieser musli­
mischen Mehrheit - aus der bislang alle sudanesi­
schen Regierungen hervorgegangen sind, und zwar
sowohl die wenigen religiös-zivilen als auch die
Militärregierungen - nahezu 30 Prozent der suda­
nesischen Bevölkerung (etwa 17 Prozent Animi­
sten, neun Prozent Christen, ein Prozent andere)
anderen Religionen angehören. Dieses demogra­
phische Verhältnis bedeutet zugleich, daß die In­
teressen dieser zusammengenommen konfliktstar­
ken Minderheit von keiner noch so starken bzw.
repressiven Militär-Zentralregierung ignoriert
werden können. Politisch betrachtet, hat dieses
Kräfteverhältnis bislang zu einer Patt- oder auch
No-Win-Situation geführt.

Betrachtet man die ethnische Zugehörigkeit, so
gibt es schon geringer werdende Mehrheitsverhält­
nisse im Land: 49 Prozent sind Sudanesen, die sich
als „ara

11

bisch“ bezeichnen , zwölf Prozent insge­

11 Als Animisten werden Anhänger von traditionellen
Naturreligionen bezeichnet. Zusammengefaßt bilden sie im
Sudan nach Muslimen und vor Christen die zweitgrößte 
Gruppe nach Religionszugehörigkeit.
12 Im Islam existiert nicht nur das Schisma zwischen Sunni­
ten und Schiiten. Was für den Sudan ganz besonders zutrifft 
ist, daß die muslimische Bevölkerung zudem Anhänger un­
terschiedlicher sufisch-mystischer Bewegungen umfaßt, die
zum Teil erheblich vermischt sind mit traditionellen vorisla­
mischen Elementen, also nicht deckungsgleich sind mit 
„orthodoxer“ islamischer Glaubensrichtung. Zwei wichtige
islamische Bewegungen sind die Gruppen der Ansar (Anhän­
ger der „Mahdi“) und Khatmiya (Anhänger der Mirghani). 
Entlang dieser Zugehörigkeiten existieren auch politische 
„Parteien“ gleichen Namens, daneben, als fundamental-isla­
mische Partei, die NIF (National Islamic Front) unter Hassan 
at-Turabi.
13 Was für die Aufsplitterung religiöser islamischer Glau­
bensinhalte gilt, trifft ebenso zu auf die ethnische Zugehörig­
keit. Zumeist wird von südsudanesischen Stämmen gespro-

samt der eigentlich südsudanesischen Bevölkerung
gehören dem Stamm der Dinka an, sechs Prozent
sind Beja, fünf Prozent Nuer, drei Prozent Azande
und jeweils zwei Prozent sind Bari, Für und 
Shilluk, die Lotuko machen ein Prozent der Bevöl­
kerung aus. Die übrigen ethnischen Gruppen
haben Zugehörigkeiten unter ein Prozent der Ge­
samtbevölkerung. Während Arabisch von 51 Pro­
zent der Bevölkerung gesprochen wird, sprechen 
etwa zehn Prozent Dinka. Weitere, von zwischen
fünf und zwei Prozent der Bevölkerung gespro­
chene Sprachen sind Beja, Nuer, Für, Zande. Dar­
über hinaus existieren noch etwa hundert andere
Sprachen im Sudan.

Was außerhalb Afrikas allzu leicht vergessen wird,
ist, daß die Identitätsmuster der Bevölkerung nicht
entlang nationaler, aus der Kolonialzeit rührender
Grenzen verläuft. Wie man jetzt in Ruanda und
Burundi erkennen kann, erhält die tribale Zugehö­
rigkeit zu den Tutsi und den Hutu, die in beiden
Ländern vertreten sind, je nach politischem Kon­
text und insbesondere in Konflikten weit stärkeres
Gewicht, oder aber sie wird trotz anderer den Kon­
flikten zugrundeliegender Ursachen vorgeschoben.
In Krisensituationen sind Fluchtbewegungen in
Nachbarländer mit Bevölkerungsanteilen gleicher 
oder verwandter Stammeszugehörigkeiten wahr­
scheinlich. Dies trifft auch auf den Sudan zu. Ver­
wandte tribale Gruppen existieren vor allem in
Äthiopien, Kenia, Uganda und Zaire - in jenen
Ländern also, die heute die meisten sudanesischen 
Flüchtlinge beherbergen.

Seit der sudanesischen Unabhängigkeit im Jahr
1956 werden ethnische und religiöse Unterschiede
immer wieder als einander ausschließende Grup­
penkonzepte vorgestellt. Tatsächlich sind Teile der
Bevölkerung entlang der unterschiedlichen „cleav­
ages“ miteinander verschmolzen. Dennoch sind
zum Beispiel die ethnischen Zugehörigkeiten nicht
irrelevant geworden, sondern werden in inneren
Konflikten um so stärker in den Vordergrund ge­
schoben. Dies ist mit Unterbrechungen im nun­

13

mehr mehr als fünfunddreißigjährigen Bürgerkrieg
die Situation im Sudan.

Viele der kleineren Stämme stehen als politische
Konfliktgruppe im Hintergrund, teils aufgrund 
fehlender Organisation, teils weil sie sich wech­
selnd größeren „Koalitionen“ anschließen. Hierin

eben. Unterschiedliche Clanzugehörigkeiten existieren aller­
dings auch im Norden unter der arabischen Bevölkerung des 
Landes.
14 Vgl. Peter Bechthold, Politics in the Sudan - Parliamen- 
tary and Military Rule in an Emerging African Nation,
New York-Washington-London 1976.
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liegt einer der Gründe, warum sich die beliebte
Nord-Süd-Grobunterscheidung so hartnäckig hält:
Damit ist weder eine Aussage zum politischen Ver­
halten der betreffenden Gruppierungen noch zum
politischen Kräfteverhältnis im Sudan getroffen. 
Kleinere Gruppen sind deshalb politisch nicht
ohne Bedeutung, da eine nationale oder regionale 
Politik, die die Interessen dieser Verbände über­
geht, durch die spezifischen Loyalitätsbindungen
immer wieder an die Grenzen ihrer Durchset­
zungsfähigkeit stößt und ihr so die allgemeine
Legitimationsbasis entzogen ist .

Kleinere Gruppen sind lokalen Autoritäten ver­
pflichtet - eine Tatsache, der vor dem militäri­
schen Engagement in Somalia zu wenig Aufmerk­
samkeit geschenkt wurde. Dies wird bei einer
pluralen Landesstruktur gerade in Situationen, in
denen eine Zentralmacht auseinanderbricht, um so
wichtiger. Clan-Chefs zu übergehen, die die Inter­
essen ihrer Gruppen bündeln können, beruht auf
einer Fehleinschätzung der Autoritätsbindung -
dies gilt auch für militärisch unterstützte humani­
täre Interventionenen, in deren Vorfeld geklärt 
sein sollte, mit wem etwaige Verhandlungen zu
führen sind.

Ethnische Heterogenität allein wirkt nicht destabi­
lisierend. Als ethnische Fragmentierung kann sie
aber vor allem in Gesellschaften mißbraucht wer­
den, in denen dominante Gruppen (vor)herrschen 
und ungenügende Garantien für eine politische
Partizipation von Minderheiten existieren16. Lange
bevor nationale Grenzen existierten, hat es eine
Vermischung von Arabern und autochtoner afrika­
nischer Bevölkerung gegeben, die

15

über Jahrhun­
derte hinweg anhielt. Mit der Unabhängigkeit und
der Vorherrschaft des arabisierten Nordens wirkt
das inklusive Moment der Mehrheitsreligion Islam
nicht verbindend, sondern exklusiv, indem es
signifikante Minderheiten ausschließt, die der je­
weiligen Herrschaftsgruppe nicht angehören.

Man sollte jedoch nicht glauben, mit der Aufzäh­
lung der verschiedenen ethnischen und religiösen
Zugehörigkeiten auch den Schlüssel zur Analyse
bestehender Konfliktlinien in Händen zu halten.
Diese „cleavages“ sind keine statischen Gebilde,
anhand derer bestimmte Überzeugungen oder gar

15 Vgl. Carola Reißland, Demokratisierungschancen in
einem Land der Vierten Welt: Herrschaft und Konflikt im
Sudan seit dem Sturz Numeiris, Wissenschaftliche Halbjah­
resarbeit zur Erlangung des Grades einer Diplom-Politologin
an der Universität Hamburg, November 1989.
16 Vgl. Victor Olorunsola/Dan Muhwezi, Security and Sta-
bility Implications of Ethnicity and Religious Factors, in:
Bruce Arlinghaus (Hrsg.), African Security Issues - Sover­
eignty, Stability, and Solidarity, Boulder 1984.

konkretes politisches Verhalten klar abzuleiten 
wäre . Es ist davon auszugehen, daß wechselnde
Identifikationsmuster zu wechselnden Koalitionen 
führen werden, wobei Zweckbündnisse ebenso
leicht wieder zerbrechen können. Was nach wie
vor fehlt, ist die Etablierung eines pluralen politi­
schen Systems, das sich an den pluralen gesell­
schaftlichen Verhältnissen orientiert.

III. Wendekreis der sudanesischen
Politik

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, warum der
Sudan in zirkulären Entwicklungen abwechselnd 
Militärregierungen oder aber exklusive muslimisch
geprägte Zivilregierungen hervorgebracht hat: ein
Land in permanenter Transition.

Zivile Regime gab es lediglich zwischen 1956 und
1958, zwischen 1964 und 1969 und zuletzt zwischen
1986 und 1989. Die Numeiri-Militärdiktatur hielt
sich unter wechselnden Taktiken, wenn es ihr
opportun erschien auch unter dem Banner des Is­
lam, zwischen 1969 und 1986 fast 17 Jahre lang an
der Macht. Der ihm folgende letzte zivile Regent
Sadiq al-Mahdi, Führer der religiösen Ansar-
Bewegung, wurde vom Militär unter Umar
al-Bashir nach drei Jahren Amtszeit gestürzt. 
Al-Bashir hält bis heute die Macht in Händen. .

Drei zivile Regierungen, die sich jeweils der De­
mokratisierung des Landes verschrieben hatten,
sind gescheitert. Nie ist es gelungen, ein funktio­
nierendes parlamentarisches System im Sudan auf­
zubauen. Mit der Forderung nach Demokratie sind
zweimal Militärdiktaturen gestürzt worden. Nach­
folgende zivile Regierungen - allerdings immer 
von aus dem Norden stammenden religiösen Be­
wegungen gestellt - waren erheblich kurzatmiger
als das Regiment der Offiziere und erschienen 
ihrerseits bald so unerträglich, daß sie durch an­
fänglich von der Bevölkerung sogar begrüßte Mili­
tärcoups beseitigt werden konnten.

Keiner Gruppierung ist es gelungen, eine konsens­
tragende Verfassung zu entwickeln. Man muß
heute bezweifeln, ob daran überhaupt ein Inter­
esse bestanden hat oder ob nicht vielmehr die Er­
wartungshaltung auf seiten der jeweiligen Poten­
taten vorgeherrscht hat bzw. vorherrscht, daß eine
repressive Politik gegenüber konfliktschwachen

17 Vgl. Francis M. Deng, Identity Factor in the Sudanese
Conflict (Autorenmanuskript), Washington, D.C. 1987.
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Teilen der Bevölkerung auch langfristig durchzu­
halten ist. Hier ist ein Grund dafür zu finden,
warum einigen Gruppierungen daran liegen muß, 
bestehende „cleavages“ sowie trennende oder
spaltende Elemente der sudanesischen Gesell­
schaftsstruktur zu betonen. Wie die Bürokratie ge­
hört „divide et impera“ zum kolonialen Erbe.

Eine konstruktive, auf Ausgleich zielende Ent­
wicklung ist daher, wenn dieses Muster nicht
durchbrochen wird, auch zukünftig nicht zu erwar­
ten: weder für die enormen wirtschaftlichen Pro­
bleme des Landes noch für den in den achtziger
Jahren erheblich brutalisierten Bürgerkrieg, noch
für die resultierende Flüchtlingskrise und die damit
einhergehenden Hungerkatastrophen sowie für 
den Tatbestand, daß im Jahr 1994 rund 15 Prozent
der gesamten Bevölkerung innerhalb ihrer Landes­
grenzen vertrieben und entwurzelt wurden.

IV. Die Lage der sudanesischen
Zivilbevölkerung

Etwa 1,9 Millionen Vertriebene, darunter auch
viele Südsudanesen, leben in den Elendsbezirken
Khartoums oder in Elendssiedlungen außerhalb
der Stadt. Ein Großteil von ihnen ist seit Wieder­
ausbruch der Kämpfe vor elf Jahren in die Haupt­
stadt gekommen. Die sudanesische Regierung ver­
sucht seit Jahren, diese Binnenvertriebenen aus 
Khartoum auch mit gewaltsamen Mitteln abermals
zu vertreiben. 1992/93 wiesen die sudanesischen
Behörden 700000 Menschen aus der Stadt. Der
Abriß von Elendssiedlungen durch die Behörden
wurde 1993 dadurch aufgehalten, daß es an Benzin
für die Bulldozer fehlte .

Zehntausende von Südsudanesen wurden nach
einer Militäroffensive der Regierungstruppen von
Anfang Februar 1994 gegen die oppositionelle Su­
dan People’s Liberation Army (SPLA) im Süden
des Landes von neuem vertrieben. Die Menschen 
bewegten sich in Richtung kenianische Grenze,
und nach Bombardierungen des sogenannten
„Drei-A-Dreiecks“, das die Flüchtlingslager Ame,
Atepi und Ashwe umfaßt, strömten 60000 Men­
schen in Richtung Uganda. Hunderttausende wur­
den innerhalb des Landes vertrieben. Unter den 
Folgen dieser militärischen Angriffe leidet vor al­
lem die zivile Bevölkerung. Bei einem vergleichba­
ren Angriff 1993 hatte die Anzahl der Binnenver-

18 Vgl. USCR (Anm. 1), S. 70.

triebenen schon um eine Million zugenommen. Im
Februar 1994 strömten 1000 Menschen pro Tag in
die grenznahen Flüchtlingslager .

UN-Schätzungen zufolge hat die südsudanesische
Bevölkerung aufgrund von Tod und Vertreibung
um 30 Prozent abgenommen. Acht von zehn Süd­
sudanesen sind seit Wiederausbruch des Bürger­
kriegs 1983 mindestens einmal vertrieben worden. 
Der zuständige UN-Sonderberichterstatter20 warf
sowohl der Regierungsarmee (die auf 60000 Solda­
ten geschätzt wird) als auch den SPLA-Truppen
(etwa 40000 Bewaffnete) in den jeweils von ihnen 
kontrollierten Zonen „ernste und schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen“ vor. Diese umfas­
sen außergerichtliche einzelne wie auch Massen­
hinrichtungen, „Verschwindenlassen“ und syste­
matische Folterungen. Den Regierungsorganen
werden Entführungen vorgeworfen, Frauenhan­
del, Sklaverei und Vergewaltigung. Kinder in süd­
sudanesischen SPLA-Gebieten werden im Waffen­
gebrauch trainiert, an die Front geschickt und zu
Kundschafterdiensten mißbraucht.

Verhaftungen seitens der Regierung erfolgen, so
der Sonderberichterstatter, aufgrund des Ver­
dachts der Mitgliedschaft in der SPLA. Betroffen
sind unter den Intellektuellen Gewerkschafter,
Rechtsanwälte, Journalisten, zivile Beamte und 
Studenten. Aufgrund dieser Lage empfiehlt das 
Hohe Flüchtlingskommissariat der Vereinten Na­
tionen, bei der Verhandlung von Asylanträgen im
Ausland keine Abschiebungen von Südsudanesen 
nach Khartoum vorzunehmen und auf eine sorgfäl­
tige Einzelfallprüfung bei politisch aktiven Perso­
nen und Nichtmuslimen aus anderen Landesteilen
zu achten21.

Auch die Ernährungslage hat sich seit Beginn der
neunziger Jahre durch wiederholte Dürreperioden
und aufgrund der Kämpfe fortdauernd verschlech­
tert. Beiden Kampfparteien wird vorgeworfen,
Nahrungsmittellieferungen der internationalen
Hilfsaktion „Operation Lifeline Sudan“ (OLS) ge­
zielt zu behindern und so den Hunger noch zu ver­
schärfen. Wie auf dem Territorium des ehemaligen 
Jugoslawien wird hier sowohl von seiten der Regie­
rung als auch von seiten der SPLA eine Obstruk­
tionspolitik betrieben, die das Massensterben ihrer

18

eigenen Bevölkerung nicht nur in Kauf nimmt, 
sondern geradezu forciert, sofern es den jeweiligen
militärischen Zielen dient. Im Jahr 1992 wurde

19 Vgl. UNHCR-Lagebericht, Genf Headquarters,
10. März 1994.
20 Vgl. G. Bi'rö (Anm. 5).
21 Vgl. UNHCR-Empfehlung an die Innenminister der
Bundesländer.
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Tabelle 1: Flüchtlinge und Asylsuchende in Afrika, die Schutz und/oder Unterstützung benötigen (Stand
31. Dezember 1993)

AFRICA TOTAL - 5 825 000

Algeria 121000
W. Sahara 80 000
Mali 35000
Niger 6000

Angola 11000
Zaire 11000

Benin 120000
Togo 120000

Botswana 500

Burkina Faso 6000
Mali 6000

Burundi 110000
Rwanda 85000
Zaire 25000

Cameroon 2500
Chad 2000
Other 500

Central Afriean
Republic 41000

Sudan 23000
Chad 18000

Congo 13000
Angola 10000
Chad 2000
Other 1000

Cote d’Ivoire 250000
Liberia 250000

Djibouti 60,000
Somalia 40000
Ethiopia 20000

Egypt 11000
Somalia 6000
Palestinians 4300
Ethiopia 400
Other 300

Ethiopia 156000
Somalia 100000
Sudan 43000
Djibouti 7000
Kenya 6000

Gabun 200

Gambia 2000
Senegal 2000

Ghana 133000
Togo 120000
Liberia 13000

Guinea 570000
Liberia 420000
Sierra Leone 150000

Guinea-Bissau 16000
Senegal 16000

Kenya 332000
Somalia 280000
Sudan 37000
Ethiopia 10000
Other 5000

Lesotho 100
S. Africa 100

Liberia 110000
Sierra Leone 110000

Malawi 700000
Mozambique 700000

Mali 13000
Mauritania 13000

Mauritania 46000
Mali 46000

Namibia 5000
Angola 5000

Niger 3000
Chad 3000

Nigeria 4400
Liberia 3000
Chad 1400

Rwanda 370000
Burundi 370000

Senegal 66000
Mauritania 66000

Sierra Leone 15000
Liberia 15.000

South Africa 300000
Mozambique 300000

Sudan 633000
Eritrea 420000
Ethiopia 200000
Chad 7000
Other 6000

Swaziland 57000
Mozambique 50000
S. Africa 7000

Tanzania 479500
Burundi 350000
Mozambique 60000
Rwanda 50000
Zaire 15000
S. Africa 3000
Somalia 1200
Other 300

Uganda 257000
Sudan 150000
Rwanda 90000
Zaire 15000
Other 2000

Zaire 452000
Angola 200000
Sudan 120000
Burundi 60000
Rwanda 50000
Uganda 20000
Other 2000

Zambia 158500
Angola 120000
Mozambique 22000
Zaire 13000
S. Africa 500
Other 3000

Zimbabwe 200000
Mozambique 200000

Anmerkung: Flüchtlinge und Asylsuchende, die internationalen Schutz und/oder Unterstützung brauchen, sind auf­
grund der Angst vor Verfolgung und Gewalt in ihren Heimatländern nicht in der Lage oder nicht gewillt, dorthin
zurückzukehren. Diese Tabelle schließt jene Flüchtlinge nicht ein, die sich dauerhaft in anderen Ländern niedergelas­
sen haben. In einigen der hier aufgeführten Fälle benötigen Flüchtlinge nicht länger humanitäre Unterstützung, jedoch
internationalen Schutz. Aufnahmeländer sowie die Anzahl der von ihnen insgesamt beherbergten Flüchtlinge sind
grau unterlegt und fett gedruckt.
Quelle: U.S.Committee for Refugees, World Refugee Survey 1994, Washington 1994, S.40.

publik, daß die Khartoumer Regierung Zehntau­
sende von Tonnen Hirse nach Libyen verkauft
hatte, um dafür Waffen zu erwerben. Hier liegt
eine der Schwachstellen des internationalen Sy­
stems: Es gelangen immer noch Waffenlieferungen
in Kriegsgebiete - kurzfristig zum finanziellen Vor­
teil der Exporteure deren Folgen die internatio­
nale Gemeinschaft durch massive humanitäre Un­
terstützung nicht einmal mehr auffangen kann. Die
zivile Bevölkerung im Sudan gerät immer wieder 
zwischen die Fronten und befindet sich dort in Gei­
selhaft jener Militärfraktionen, die selbst dringend

benötigte Hilfe unterbinden, um das Leiden der
Bevölkerung als Pfand für ihre Ziele auszunutzen.
Sudan ist hier ein Beispiel von mehreren, wo der
Genozid der Bevölkerung hingenommen wird.

UN-Schätzungen zufolge sind allein seit 1993 eine 
halbe Million Zivilisten an Hunger gestorben. Eine 
Studie von USCR - gibt an, daß seit 1983 minde­
stens 1,3 Millionen Südsudanesen infolge von
Krieg, kriegsbedingtem Hunger und Krankheit

22 Vgl. Anm. 1.
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und infolge der von der Regierung verfolgten Poli­
tik gestorben sind . Etwa vier Millionen sind der­
zeit akut vom Hungertod bedroht, und insgesamt 
6,5 Millionen Menschen - größtenteils aufgr
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und
kriegsbedingter Ursachen sowie aufgrund von Ern­
teausfällen - benötigen noch im Laufe dieses Jah­
res Nahrungsmittelhilfe und humanitäre Unter­
stützung .

V. Afrika zwanzig Jahre nach
Inkrafttreten der OAU-Konvention

Flüchtlinge internationale Grenzen überschritten
haben müssen, bevor sie Subjekt der Konventio­
nen werden und sodann Schutz und Asyl erhalten.

Existieren erst einmal Szenarien wie in Somalia
oder heute in Ruanda und in den betroffenen
Drittstaaten wie Tansania und Burundi, dann ist
die Krise bereits auf ihrem Höhepunkt angelangt.
Aus den übervölkerten Staaten wie Ruanda flüch­
ten die Menschen aufgrund der Gewalt in die
Nachbarländer. Die UN-Menschenrechtskommis-
sion bezeichnete die Greueltaten in Ruanda als
„Akte des Völkermords“.

Als am
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20. Juni 1994 der Afrikanische Tag des
Flüchtlings begangen wurde, geschah dies mög­
licherweise kurz vor Ausbruch eines weiteren Mas­
senexodus quer durch den Kontinent, wenn, wie
jetzt zu befürchten ist, eine weitere Trocken­
periode zu den zahlreichen Konflikten hinzu­
kommt und die Ernte im August ausbleibt. Der
20. Juni ist zugleich der Tag, an dem vor zwanzig
Jahren die Flüchtlingskonvention der Organisation
für Afrikanische Einheit in Kraft trat. Über die
Genfer Konvention von 1951 hinaus, die politisch 
Verfolgten Schutz verspricht, wird gemäß den
OAU-Regelungen auch jenen Asyl gewährt, die
infolge von „Aggression, Fremdbesetzung oder
Vorherrschaft oder Ereignissen, die die öffentliche 
Ordnung stören“  * *, gezwungen sind, ihre Heimat
zu verlassen.

Ohne diese OAU-Konvention hätte schon längst
der Aufschrei auch durch den industrialisierten
Norden gehen müssen. Noch wird wie selbstver­
ständlich darauf vertraut, daß einige der ärmsten
Länder der Welt Millionen von Menschen Schutz 
und Unterstützung gewähren. Doch die Lücken im
internationalen Flüchtlingsrecht und im internatio­
nalen humanitären Recht werden immer offenba­
rer. Zwar schützt die OAU-Konvention Men­
schen, die Bürgerkriegen entfliehen, und es steht
nicht zwingend die individuelle politische Verfol­
gung im Vordergrund, wie sie für die Genfer
Flüchtlingskonvention von 1951 maßgeblich ist.
Beiden gemeinsam ist jedoch die Prämisse, daß

23 Vgl. USCR (Anm. 1), S. 69.
24 Vgl. Department of Humanitarian Affairs (DHA),
United Nations 1994 Consolidated Inter-Agency Appeal:
Sudan, January 1994, S.29.
25 OAU-Konvention, Konvention der Organisation für
Afrikanische Einheit zur Regelung der Probleme von Flücht­
lingen in Afrika, angenommen von der Versammlung der
Staats- und Regierungschefs auf ihrer Sechsten Ordentlichen
Beratung (Addis Abeba, 10. September 1969, in Kraft getre­
ten am 20. Juni 1974, entsprechend Artikel XI), United
Nations Treaty Series, No. 14691.

Tabelle 2: Liste ausgewählter afrikanischer Staa­
ten mit signifikanten Bevölkerungen
von Binnenvertriebenen (Stand 31. De­
zember 1993)

Sudan
Südafrika
Mosambik
Angola
Liberia
Somalia
Zaire
Burundi
Äthiopien
Sierra Leone
Kenia
Ruanda
Eritrea
Togo
Dschibuti

4000000
4000000
2000000
2000000
1000000

700000
700000
500000
500000
400000
300000
300000
200000
150000
140000

Anmerkung: Die Tabelle umfaßt eine Liste ausgewählter
afrikanischer Staaten mit signifikanten Zahlen von Bin­
nenvertriebenen. Sie wurden innerhalb ihrer Heimatlän­
der aufgrund von Konflikten oder erzwungener Umsied­
lung vertrieben. Obwohl sie viele Charakterika mit
Flüchtlingen teilen, die internationale Grenzen über­
schreiten, stehen sie gemäß des internationalen Flücht­
lingsrechts im allgemeinen nicht unter internationalem
Schutz. Weil die Information über Binnenvertreibung
bruchstückhaft ist, gibt die Tabelle nur Schätzungen wie­
der; Gesamtzahlen werden nicht angegeben. Die tatsäch­
liche Anzahl der Binnenvertriebenen in Afrika liegt un­
zweifelhaft viel höher.
Quelle: Die Zahlen für Afrika wurden der weltweiten
Statistik zu Binnenvertriebenen des U.S.Committee for
Refugees entnommen (s. Tabelle 1; hier S. 30).

In Flächenstaaten wie dem Sudan durchqueren die
meisten Menschen Tausende von Kilometern im
eigenen Land, ohne die Staatsgrenzen zu verlas­
sen. Entwurzelte Binnenvertriebene sind aber
nicht weniger des Schutzes und der Unterstützung
bedürftig als jene, die nationale Grenzen über­
schreiten. Mehr als 15 Millionen Binnenvertrie­

25



bene in Afrika sind potentielle Flüchtlinge. Sollten
selbst jene vier Millionen sudanesischer Binnen­
vertriebener keinen Ausweg mehr wissen als den,
ihre Landesgrenzen zu überschreiten, um Schutz
und Unterstützung zu erhalten, steht zu be­
fürchten, daß sie dann auch an die Grenzen jener
vielbeschworenen afrikanischen Großzügigkeit 
stoßen.

In Afrika mischen sich Migrationsprobleme, 
Flüchtlingskrisen, Vertreibung und Hungerkata­
strophen wie auf keinem anderen Kontinent.
Ruanda, Burundi, Angola, Mosambik, Liberia 
und das gesamte Horn von Afrika sind hier nur die
augenfälligsten Konfliktherde. Sollte sich in Ost­
afrika, nachdem bereits im vergangenen Jahr
Regenfälle ausgeblieben sind und schon jetzt Nah­
rungsmittelknappheit herrscht, auch dieses Jahr
die Trockenperiode fortsetzen, dann sind quer
durch Ostafrika, von Äthiopien bis Tansania, 
20 Millionen Menschen vom Hungertod bedroht,
so der Vorsitzende der US-Agency for Interna­
tional Development, J. Brian Atwood . Die Aus­
wirkungen dieser Trockenperioden, die an sich
schon schwer in den Griff zu bekommen sind, wer­
den durch Kriegssituationen zusätzlich verschärft
und beschleunigen so den Kreislauf von Flucht und
Vertreibung. Besonders im Sudan, in Somalia und
in Ruanda ist die Bevölkerung aufgrund kriegeri­
scher Angriffe dem Hungertod um so näher. Die
Tatsache, daß die US-Regierung 1,5 Milliarden
US-Dollar ausgegeben hat, um allein in Somalia
Hunger und Anarchie einzudämmen, hat deutlich 
gemacht, wieviel notwendiger präventive Maßnah­
men gegenüber jenen seien, mit denen man, 
Atwood zufolge, lediglich auf schon eingetretene
humanitäre Krisen in Afrika reagiere.

VI. Den Vertreibungskreislauf
durchbrechen: Einige Vorschläge

zur präventiven Vorsorge

Im Juli 1994 haben die Kämpfe zwischen Tutsi und
Hutu in Ruanda Hunderttausende von Menschen
das Leben gekostet27. Hätten Ressourcen, die für
humanitäre Hilfe in Krisensituationen aufgewandt 
werden, nicht besser in präventive Hilfe investiert 
werden müssen? Hätte so das Massensterben in

26 Vgl. International Herald Tribüne vom 1. Juni 1994,
S.l.
27 Stark schwankende Schätzungen sprechen von zwischen
200000 und 500000 Toten.

Ruanda verhindert werden können? Mögen auch
Konjunktivdiskussionen hier müßig sein, so sind
doch für kommende Konfliktsituationen Konse­
quenzen aus den Ereignissen in Somalia und in Ru­
anda zu ziehen und die Alarmzeichen im Sudan
wahrzunehmen.

Die Parameter möglicher Eingriffsmöglichkeiten
können schon jetzt abgesteckt werden. Sudan ist
hier ein Beispiel von mehreren. Erfolgte zum jetzi­
gen Zeitpunkt die dringende Unterstützung, so
käme eine multilaterale Hilfskooperation bereits
zu einem sehr späten Zeitpunkt.

Die Informationen über menschenrechtsverach­
tende

26

Praktiken liegen längst vor. Die Verantwort­
lichen, die ihre eigene Bevölkerung hinwegmor­
den, können benannt werden. Jeder afrikanische 
Staat muß daran interessiert sein und auch die in­
ternationale Staatengemeinschaft, daß die derzei­
tige Flüchtlingskrise nicht durch weiteren Massen­
exodus außer Kontrolle gerät. Schon im letzten
Jahr hätte ein Frühwarnsystem ankündigen müs­
sen, daß die Nahrungsmittelkapazitäten aufgrund 
der Dürre abnehmen. Ein solches System kann
aber nur effektiv sein, wenn auf Hochrechnungen
entsprechende politische Taten folgen. Bis die Ab­
stimmungsverfahren zwischen den einzel- und zwi­
schenstaatlichen Gremien soweit gediehen sind, 
daß Einsätze und Hilfsmaßnahmen genehmigt 
werden, könnte der Massenexitus bereits eingetre­
ten sein.

Gerade was den Sudan anbelangt, kann man zu
sehr viel früheren Zeitpunkten Krisen Voraussa­
gen. Auch fehlen hier Abschreckungsmaßnahmen,
um die sudanesische Regierung von Bombardie­
rungen wie etwa im Februar 1994 abzuhalten. Das 
gleiche gilt für die zahlreichen Menschenrechtsver­
stöße seitens der Regierung und der SPLA oder
für die Behinderung internationaler Hilfsgüter­
transporte.

Trotz internationalen Kriegsvölkerrechts und der
internationalen Rechts- und Völkerrechtsbestim­
mungen befindet sich die weltweit mehr als 45 Mil­
lionen umfassende Flüchtlingsbevölkerung in
einer verheerenden Lage. Für die 25 Millionen
Binnenvertriebenen ist aufgrund der beschränkten
Eingriffsmöglichkeiten auf fremden Territorien
selbst humanitäre Hilfe nicht sichergestellt, ge­
schweige denn internationaler Schutz. Für Afrika
trifft dies um so mehr zu, als es hier sowohl die
meisten Flüchtlinge wie auch die meisten Binnen­
vertriebenen gibt.

28 Zu Flüchtlingsfragen vgl. UNHCR-Report 1994
(Anm. 1).
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Es gibt kein Land, über das nicht „political risk
studies“ existierten, wie sie etwa von der Wirt­
schaft herangezogen werden, bevor diese dort in­
vestiert. Genauso existieren Konfliktstudien zu
Ländern, in denen Bürgerkriege herrschen oder
auszubrechen drohen. Genauere Analysen zu Län­
dern, die signifikante Zahlen von Flüchtlingen und 
Binnenvertriebenen hervorbringen und in denen
Menschenrechtsverletzungen weit verbreitet sind, 
müßten mit politischen Strategiebeschlüssen auf
multilateraler Ebene abgestimmt werden. Kon­
krete Handlungsempfehlungen für jeweils be­
stimmte Konfliktstadien könnten politisch umge­
setzt werden. Immer spektakulärere Hilfsaktionen
verschlingen Ressourcen für Schäden, die auch
hätten vermieden werden können. Es wird erst 
dann geholfen, wenn Hunger- und Kriegstote auf
westlichen Fernsehbildschirmen entsprechenden
Druck produzieren. Nur allzu oft gehen damit
keine grundlegenden politischen Initiativen ein­
her, die eine Krisensituation auch dauerhaft lösen.
Diese Handlungsweise verrät nicht nur die huma­
nitären Prinzipien, die sich die Welt gesetzt hat, sie
ist zudem ökonomisch äußerst bedenklich, be­
trachtet man die Dinge unter einem rationalen
Kalkül. Ein „Ende des Mitleids“ wird auch da­
durch heraufbeschworen, daß internationale Hilfs­
aktionen allzu oft im Krisenmanagement verpuffen
und sich womöglich zwei Jahre später die gleiche
Katastrophe wiederholt. In Äthiopien kann dies
nunmehr erwartet werden.

Entschließt sich ein Land wie die Vereinigten Staa­
ten im Fall Somalia zur Intervention, ist festzustel­
len, daß nicht nur die Rechtsgrundlagen hierfür
brüchig sind, sondern auch der Informationsstand
über Bevölkerungsinteressen und Konflikten zu­
grundeliegende Ursachen unzulänglich ist. Politi­
sches Handeln auf der wackeligen Grundlage
einfacher Kausalzusammenhänge und verkürzter
Urteile zur ethnischen Fragmentierung stellt die
Glaubwürdigkeit eines Eingreifens von außen zu­
dem sehr in Frage. Als die internationale Interven­
tion in Somalia begann, wurden die internen Lan­
desstrukturen nur wenig diskutiert. Die Autorität
bestimmter Clan-Führer wurde zu lange ignoriert
und unterschätzt. Zu wenig, und dieses Schlagwort 
ist aus Europa bekannt, wird darauf geachtet, daß
Afrika weniger ein Kontinent der durch unzweifel­
hafte Territorialgrenzen zu teilenden Staaten als
vielmehr ein Kontinent der Regionen ist.

In der Reaktion auf die Situation in Ruanda kann 
man den Eindruck gewinnen, daß dort die tribale
Trennung zwischen Tutsi und Hutu ebenso hinge­
nommen wird wie in Bosnien die der christlichen

Serben, der muslimischen, serbischen und kroati­
schen Bosnier. Absehbar ist aber, daß immer mehr
territoriale Trennungslinien nicht dafür sorgen 
werden, daß Frieden einkehrt. Die Tatsache, daß
viele Tutsi von den Hutu niedergemetzelt worden 
sind, weist nicht darauf hin, daß eine Regierung
dieser Minderheit über die Hutu-Bevölkerungs-
mehrheit tragbar oder künftig Morde der Tutsi an
den Hutu ausgeschlossen wären. Auf der Grund­
lage einer Segregation von Volksgruppen und von
„ethnischen Säuberungen“ kann kein künftiger
Friede entstehen.

So bekämpfen sich im Sudan nicht nur der Norden
und der Süden; beide Landesteile sind entlang viel­
fältiger „cleavages“ in sich gespalten und gleichzei­
tig aufeinander angewiesen. Die sudanesische 
Rebellenarmee SPLÄ ist keine homogene Kampf­
truppe. Doch die Spaltung der SPLA allein mit tri-
balen Rivalitäten zwischen Dinka, denen der Re­
bellenführer John Garang angehört, und anderen
Stämmen zu erklären, bietet keine Grundlage für
politisches Handeln von außen. Wenige Informa­
tionen gibt es über konkrete Forderungen regional 
gebundener Bevölkerungsteile, die ihnen eine 
sichere Lebensgrundlage zur friedlichen Koexi­
stenz böten. Auch der Norden ist nicht entlang des 
religiösen Identifikationsmusters geeint. Nicht nur
die südsudanesische Bevölkerung wendet sich ge­
gen die Anwendung islamischer Scharia-Gesetze,
sondern auch muslimische Gruppierungen oppo­
nieren gegen Hudud-Strafen, denen zufolge die
Amputation von Gliedmaßen noch immer erlaubt
ist.

Die Sezession, die vom Süden oft gefordert wor­
den ist, wäre für die Probleme des Landes keine 
Lösung. Heute werden Territorialgrenzen immer
unwichtiger; schon gar nicht sind sie ein Garant für
friedliche Koexistenz. Die größten Probleme des 
Kontinents - Krieg, Flucht, Vertreibung, Dürren
und Hunger - machen vor nationalen Grenzen
nicht halt. Flüchtlingsströme destabilisieren Auf­
nahmeländer mit ohnehin knappen Ressourcen
und verstärken so den Zyklus von Konkurrenz und 
Gewalt. Die Regime, die Flüchtlinge und Binnen­
vertriebene hervorbringen, müssen in die Verant­
wortung für ihre eigenen Völker genommen
werden.

Anhand der derzeitigen Lage in Afrika, für die
jene der sudanesischen Zivilbevölkerung nur stell­
vertretend ausgeführt wurde, lassen sich einige
Vorschläge in Richtung einer verantwortungs­
gemäßen strategischen Politik der Staatengemein­
schaft in bezug auf Flüchtlingsprobleme und
Binnenvertreibung diskutieren. Für ein zu verfei­



nerndes Konzept der Strategischen Vorsorge seien
hier folgende zehn Punkte aufgeführt:

1. Entwicklungszusammenarbeit müßte an die
Friedfertigkeit und den Verantwortungsgrad
der Regierungen gegenüber der eigenen Be­
völkerung gekoppelt werden. Dies beinhaltete
auch den Stopp von Waffenlieferungen.

2. Entwicklungshilfe müßte noch stärker regio-
nalisiert und unter Zusammenarbeit mit loka­
len Autoritätspersonen ausgehandelt werden 
und nicht zur Verteilung vornehmlich an Re­
gierungsstellen gelangen.

3. Das Potential für gewaltsame Konflikte in Kri­
sengebieten muß in Länderanalysen jeweils
auf den neuesten Stand gebracht werden.

4. Ein Datenaustausch zwischen den von den 
einzelnen Regierungen zu berufenden Länder­
referenten hätte in regelmäßigen Jours fixes
dafür Sorge zu tragen, daß bei allen der glei­
che Informationsstand herrscht.

5. Auf dieser Grundlage sollten verschiedene
Handlungsszenarien zu verschiedenen mög­
lichen Eskalationsstufen entwickelt werden.

6. Entwickelte Konzepte sind von den Regierun­
gen der „Interventionsstaaten“ zu verabschie­
den. Festgelegte Handlungsschritte müßten,
tritt eines der Szenarien ein, binnen einer kur­
zen, festzulegenden Frist, z.B. 48 Stunden,
umgesetzt werden.

7. Ein Investitionsfaktor für die Krisenvorsorge 
könnten die zu erwartenden Kosten der Nach­
sorge sein. Ein interessanter Vorschlag zur Er­
schließung neuer Finanzierungsquellen - in­
ternationale Devisentransfers mit beispiels­
weise 0,05 Prozent zu besteuern und in einen 
flexiblen Fonds einzuzahlen - wurde bei der
kürzlichen Vorstellung des UNDP-Berichts
gemacht.

8. Handlungszwang besteht bei der ersten er­
reichten Eskalationsstufe.

9. Konsultationen sollten mit den unterschied­
lichen Gruppierungen in den Ländern erfol­
gen, die viele Flüchtlinge und Binnenvertrie­
bene hervorbringen. Dabei wird auch deren
Grad an Verantwortung gegenüber der eige­
nen Bevölkerung bewertet sowie die Koopera­
tionsbereitschaft bei der Beseitigung von Miß­
ständen.

10. Ein „droit de regard“, ein Recht zur Beach­
tung (betreffs Einhaltung der internationalen
Menschenrechtsstandards), muß im Völker­
recht verankert werden. Einmischung erfolgt 
beispielsweise aufgrund von Genozid und
systematischen Menschenrechtsverletzungen
durch einzeln abgestufte, im vorhinein ge­
plante Handlungsschritte.

29 Vgl. United Nations Development Programme (UNDP)/
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, Bericht
über die menschliche Entwicklung, Bonn 1994.
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Karl Wolfgang Menck/Bernd Schnatz

Perspektiven der Wirtschaftsbeziehungen zu Südafrika
nach Aufhebung der Sanktionen

I. Der Wandel in Südafrika

Die politischen Reformen in Südafrika haben
Mitte der achtziger Jahre begonnen und beschleu­
nigten sich seit Anfang der neunziger Jahre. Wach­
sender Druck aus dem In- und Ausland, durch 
Sanktionen bedingte Einkommensverluste, die
schlechten wirtschaftlichen Perspektiven und eine
zunehmende Kapitalflucht haben in der weißen 
Bevölkerung einen Prozeß des Umdenkens veran­
laßt. Nach Frederik de Klerks historischer Rede
zur Parlamentseröffnung am 2. Februar 1990, in
der er das Ziel einer demokratischen Gesellschaft 
nach westlichem Muster proklamierte, wurden der
African National Congress (ANC), die Kommuni­
stische Partei Südafrikas (SACP) und der Pan
African Congress (PAC), die bis zu diesem Zeit­
punkt verboten waren, legalisiert. Darüber hinaus 
wurde Nelson Mandela nach über 27 Jahren aus
der Haft entlassen. 1991 wurden die letzten Säulen
der Apartheidgesetzgebung aufgelöst, und im
März 1992 wurde von der weißen südafrikanischen 
Bevölkerung ein Referendum angenommen, das
den Weg für die ersten allgemeinen und gleichen
Wahlen in Südafrika ebnete. Einen neuen Höhe­
punkt erreichten die südafrikanischen Reformen
mit den Wahlen im April dieses Jahres, bei denen
erstmals in der Geschichte des Landes auch der
schwarzen Bevölkerung die Stimmabgabe und die
Aufstellung eigener Kandidaten erlaubt war.

Das Wahlergebnis kann als deutliches Indiz dafür
gewertet werden, daß die große Mehrheit der süd­
afrikanischen Bevölkerung für einen friedlichen
Übergangsprozeß und marktwirtschaftliche Prinzi­
pien eintritt (Tabelle 1).

Obwohl einige radikale Parteien zum Wahlboykott
aufriefen und versuchten, den Urnengang zu be­
hindern, lag die Wahlbeteiligung bei rund 87 Pro­
zent. Die Koalition aus ANC und SACP verpaßte
knapp die Zweidrittelmehrheit, die ihr ermöglicht 
hätte, die neue Verfassung ohne Rücksicht auf die
politischen Vorstellungen der anderen Parteien zu
schreiben. Nun kann die Koalition bei der Aus­
arbeitung der neuen Verfassung auf Kompromisse

mit den anderen Parteien mit hohem Stimmenan­
teil nicht verzichten. Dadurch verzögert sich zwar
der Entscheidungsprozeß, gleichzeitig wird jedoch
ein breiter parteiübergreifender Konsens eher ge­
währleistet. Mit mehr als 20 Prozent der Stimmen
im Land und der Stimmenmehrheit am Westkap
erzielte die National Party (NP), die seit 1948 Süd­
afrika autonom regierte und die die Apartheid am
Kap einst institutionalisierte, einen beachtlichen
Erfolg. Der Wahlsieg der NP in der Kapprovinz ist
vor allem darauf zurückzuführen, daß sie die Far­
bigen (Colourds) von ihren Konzepten überzeugen
konnte. Auch die Inkatha Freedom Party (IFP),
die vor allem die Interessen der Zulus vertritt und 
sich erst eine Woche vor dem Wahltermin zur Teil­
nahme entschloß, kann mit dem Wahlergebnis zu­
frieden sein. Sie erreichte die absolute Mehrheit
im traditionellen Siedlungsgebiet der Zulus, Kwa-
zulu/Natal, und geht insgesamt als drittstärkste
Partei aus den Wahlen in Südafrika hervor.

Tabelle 1: Das Ergebnis der Wahlen in Südafrika
vom April 1994

Partei Wahlergebnis 
in Prozent

African National Congress 
(ANC/SACP) 62,55
National Party (NP) 20,39
Inkatha Freedom Party (IFP) 10,54
Freedom Front (FF) 2,17
Democratic Party (DP) 1,73
Pan African Congress (PAC) 1,25
Sonstige 1,27

Wahlbeteiligung etwa 87 %

Den teilnehmenden radikalen Parteien wurde 
gleichzeitig eine entschiedene Absage erteilt: We­
der die rechtsgerichtete, von Weißen geführte
Freiheitsfront (FF) Constand Viljoens noch der
von Schwarzen dominierte, linksradikale PAC 
konnten mit etwas über zwei bzw. einem Prozent
der abgegebenen Stimmen die gesteckten Ziele er­
reichen. Auch das Ergebnis der Demokratischen
Partei (DP) blieb mit weniger als zwei Prozent



Stimmenanteil weit hinter den Erwartungen der
Partei zurück. Seit der Vereidigung Nelson Man­
delas am 10. Mai 1994 wird Südafrika nun erstmals 
von einem schwarzen Präsidenten regiert. Zu sei­
nen Vertretern wurden Thabo Mbeki, der zum
moderaten Flügel des ANC gezählt wird, und 
Frederik de Klerk (NP) bestellt. Inkatha-Führer
Buthelezi wurde die wichtige Rolle des neuen In­
nenministers Südafrikas zugestanden. Eine 
wesentliche Aufgabe der Übergangsregierung, die
nicht länger als fünf Jahre im Amt bleiben soll,
wird die Erarbeitung einer neuen Verfassung sein, 
auf deren Grundlage dann Neuwahlen stattfinden
sollen.

Die jetzige Übergangsregierung steht gegenwärtig
jedoch auch einem verhängnisvollen Kreislauf
gegenüber: Ohne politische Stabilität wird in Süd­
afrika nicht genügend investiert, somit werden nur
unzureichend neue Arbeitsplätze geschaffen - und
ohne eine Verminderung der Arbeitslosigkeit wird
es in Südafrika keine stabilen politischen Verhält­
nisse geben. Die Regierung ist somit dem Druck
ausgesetzt, die von der schwarzen Bevölkerungs­
mehrheit eingeforderten materiellen Erwartungen
möglichst schnell zu erfüllen. Angesichts der eher
schlechten Wirtschaftslage am Kap wird es jedoch 
der Regierung nicht leicht fallen, diesem Erwar­
tungsdruck gerecht zu werden. Den beiden großen 
Parteien ist gemeinsam, daß sie vor den Wahlen 
versprochen haben, sich für die Schaffung neuer
Arbeitsplätze einzusetzen, die relative Position der
unterprivilegierten Bevölkerungsschichten zu ver­
bessern und eine Politik der makroökonomischen
Stabilisierung zu verfolgen. Ein wesentlicher Un­
terschied zwischen dem ANC und der NP liegt je­
doch in der Art und Weise, wie die angekündigten
Ziele erreicht werden sollen. Während hinter dem 
Wirtschaftsprogramm der NP in erster Linie ein
neoliberales Konzept steht, das heißt, daß hohe 
Wachstumsraten das erforderliche Umverteilungs­
potential erst schaffen sollen, orientiert sich der
ANC eher an der Grundbedürfnisstrategie und 
mißt staatlichen Aktivitäten eine tragende Rolle 
bei der Beschleunigung des Wirtschaftswachstums
bei. Insgesamt wird im wirtschaftspolitischen Kon­
zept des ANC in den letzten Jahren allerdings eine
Abkehr von tradierten sozialistischen Vorstellun­
gen und eine Hinwendung zu einer pragmatischen, 
an marktwirtschaftlichen Grundsätzen orientierten
Politik deutlich.

Dem innenpolitischen Liberalisierungsprozeß muß 
nun auch die außenwirtschaftliche Reintegration
Südafrikas in die Weltwirtschaft folgen. Nach der
Aufhebung der Sanktionen eröffnen sich für Süd­
afrika Möglichkeiten, verstärkt am internationalen

Ressourcenaustausch teilzunehmen. Die Kaprepu-
blik will sich künftig von der Importsubstitutions­
politik loslösen und eine stärker exportorientierte
Handelspolitik nach dem Vorbild der asiatischen
Schwellenländer betreiben. Dies erfordert eine 
tiefgreifende Umstrukturierung der südafrikani­
schen Wirtschaft. Die staatstragenden südafrikani­
schen Parteien haben eingesehen, daß ausländi­
sche Direktinvestitionen diesen Strukturwandel
nachhaltig unterstützen können. Infolgedessen 
begrüßen sie einmütig das Engagement multinatio­
naler Unternehmen in Südafrika. Im Zuge der an­
gestrebten politischen und wirtschaftlichen Refor­
men werden in Südafrika überdies neue Märkte
entstehen, die flexiblen und anpassungsfähigen Un­
ternehmen gute Absatzaussichten eröffnen. Die 
Staaten im südlichen Afrika werden die Zusam­
menarbeit mit Südafrika suchen und kommen als
zusätzliche Märkte in Betracht. Gleichzeitig kann 
Südafrika seine Qualität als Produktionsstandort
für den Absatz auf dem Weltmarkt verbessern.
Hieraus ergeben sich Chancen für eine verstärkte
privatwirtschaftliche Zusammenarbeit mit Süd­
afrika, aber auch die Risiken eines verstärkten
Wettbewerbs auf den südafrikanischen Märkten.

Deutsche Unternehmen müssen sich angesichts
dieser Lage den neuen Herausforderungen am
Kap der Guten Hoffnung stellen. Der Wettbewerb
wird zunehmen: Unternehmen aus anderen west­
lichen Industrieländern, osteuropäischen Transfor­
mationsstaaten und aus südostasiatischen Schwel­
lenländern werden auf den bislang abgeschirmten
Markt in Südafrika drängen. Ausgangspunkt für 
die Abwägung der Chancen und Risiken für die
privatwirtschaftliche Kooperation zwischen deut­
schen und südafrikanischen Unternehmen ist eine
Analyse der Wirkungen der Sanktionen in Hin­
blick auf die Standortattraktivität Südafrikas und
das durch die Öffnung zu erwartende südafrikani­
sche Wirtschaftspotential. Hieraus werden Hand­
lungsempfehlungen zur Verbesserung der Wirt­
schaftsbeziehungen an die Republik Südafrika und
an die Bundesrepublik Deutschland sowie an die
Europäische Union abgeleitet.

II. Die Außenwirtschaftsbeziehungen
Südafrikas

Bereits seit den sechziger Jahren wird die Apart­
heidpolitik in Südafrika von den meisten Staaten
der Welt kritisiert. Um die südafrikanische Regie­
rung zur Aufgabe dieser Politik zu zwingen, wur­
den Sanktionen gegen die Kaprepublik beschlos­



sen. Diese erreichten ihren Höhepunkt 1986, als
die Vereinten Nationen Maßnahmen durchsetz­
ten, die in Südafrika neue Investitionen verhin­
dern, die internationale Kreditgewährung ein­
schränken und die Zusammenarbeit im Nuklear­
bereich unterbinden sollten. Darüber hinaus wurde
von den Vereinten Nationen der Handel mit
Gütern für polizeiliche und militärische Zwecke 
sowie die Lieferung von Erdöl und daraus herge­
stellten Produkten untersagt.

Die Europäische Gemeinschaft beschloß, die wirt­
schaftlichen Beziehungen so weit fortzusetzen,
wie es die gemeinsamen Interessen geboten er­
scheinen ließen. Der Rassentrennung wurde je­
doch jede Unterstützung versagt. Neben der mili­
tärischen und nuklearen Zusammenarbeit ist der
Import von Eisen, Kohle, Stahl und Goldmünzen
aus Südafrika verboten worden. Außerdem muß­
ten die europäischen Unternehmen mit Betriebs­
stätten und Tochtergesellschaften in Südafrika 
jährlich berichten, inwiefern eine Gleichbehand­
lung aller Mitarbeiter, unabhängig von der ethni­
schen Zugehörigkeit, praktiziert wurde. Die tech­
nische Entwicklungszusammenarbeit mit Nicht­
regierungsorganisationen in Südafrika war mit
dem Sanktionsbeschluß vereinbar. Sie sollte der
nicht-weißen Bevölkerung den Zugang zum Bil-
dungs- und Gesundheitswesen ermöglichen. Wei­
tere Maßnahmen blieben den einzelnen Mitglieds­
ländern der EG überlassen.

Deutschland und Großbritannien praktizierten
eine eher liberale Politik gegenüber Südafrika.
Diese nahm einerseits Rücksicht auf die engen 
wirtschaftlichen Beziehungen und beruhte ande­
rerseits auf der Überzeugung, daß Sanktionsmaß­
nahmen ohnehin keinen entscheidenden Einfluß
auf die südafrikanische Politik hätten. Frankreich
und Italien verhielten sich ähnlich. Im Gegensatz
dazu wurde der Sanktionsbeschluß besonders
streng von den nordeuropäischen Staaten durch­
gesetzt, und vor allem die USA und Japan dräng­
ten auf einen Rückzug aus dem südafrikanischen
Markt.

Eine Messung der Wirkungen der Sanktionen auf
die südafrikanische Volkswirtschaft ist nicht mög­
lich. Dennoch können einige qualitative Aussagen
getroffen werden: Im allgemeinen werden die
Handelssanktionen bis auf eine unwesentliche 
Veränderung des Technologietransfers als weitge­
hend wirkungslos beschrieben. Dieses Bild muß
jedoch differenziert werden: Die Sanktionen rich­
teten sich gegen ein Land, dessen Volkswirtschaft
angesichts der verfolgten Importsubstitutionsstra­
tegien bereits zu einem beträchtlichen Teil vom

Weltmarkt isoliert war. Deshalb konnte Südafrika
von den Handelssanktionen auch nicht sichtbar
und direkt getroffen werden. Allerdings hatte
Südafrika während der Sanktionszeit auch nicht 
die Möglichkeit, von der Importsubstitutionsstra­
tegie abzurücken, da es stets mit einer konsequen­
ten Durchsetzung der Sanktionen rechnen mußte.
Somit lassen sich die Opportunitätskosten der
Sanktionen nicht von den Kosten der Importsub­
stitution abgrenzen. Wirkungsvoller als die Han­
delssanktionen waren die finanziellen Sanktionen
gegen Südafrika. Diese führten zu einem Netto­
kapitalabfluß aus Südafrika. Bei ohnehin relativ
geringer Sparquote resultierte daraus ein sehr
niedriges Investitionsvolumen. Direktinvestitionen
ausländischer Unternehmen waren in der Zeit der
Importsubstitution und der Sanktionen die Alter­
native für den Güter- und Technologiehandel
einerseits und für die Kreditaufnahme auf den in­
ternationalen Kapitalmärkten andererseits. Des­
halb konzentrierte sich die südafrikanische Wirt­
schaftspolitik darauf, ausländische Investoren
durch günstige Standortbedingungen anzulocken.
In dem Maße, wie ausländische Investoren in
Südafrika die Fertigung aufnahmen bzw. nicht 
aufgaben, gelang es, die Sanktionen zumindest zu
entschärfen. Dennoch war Südafrika infolge der
Sanktionen und der Importsubstitutionsstrategie
Ende der achtziger Jahre weltweit eine der isolier­
testen Volkswirtschaften.

Allerdings hatten die Sanktionen auch unbeab­
sichtigte Folgen. Zum einen wurden von interna­
tionalen Investoren aufgegebene Kapitalanlagen
vor allem von der weißen Bevölkerung zu verhält­
nismäßig günstigen Bedingungen aufgekauft. Dies
verstärkte noch die bereits bestehende ungleiche 
Verteilung der Vermögen zwischen der weißen 
und der schwarzen Bevölkerung. Zum anderen
war von der steigenden Arbeitslosigkeit in Süd­
afrika in erster Linie die schwarze Bevölkerung
betroffen.

Im Vergleich mit den anderen Mitgliedsländern
der Europäischen Union fällt im Rahmen des 
Warenaustauschs mit Südafrika insbesondere die
starke Position Großbritanniens und Deutsch­
lands auf. Sowohl bei den Einfuhren als auch bei 
den Ausfuhren stehen beide Länder an der
Spitze. Die schwächere Stellung von Anbietern
aus anderen Industrieländern ist aber auch eine
Folge der politischen Eingriffe in die Handels­
ströme; dadurch wurden Märkte für die deutschen
Unternehmen geöffnet. Nach den politischen Re­
formen in Südafrika und der Aufhebung der
Sanktionen wird es Anbietern aus anderen Indu­
strieländern nun möglich sein, ihre Spezialisie-



rungsvorteile auszuschöpfen und den deutschen
Unternehmen zunehmend als Wettbewerber ge­
genüberzutreten.

Die Handelsbeziehungen zwischen Deutschland
und Südafrika sind aus deutscher Sicht kaum be­
merkenswert, aus südafrikanischer Sicht jedoch
von herausragender Bedeutung. Deutschland im­
portierte 1992 für 3,9Mrd. DM aus Südafrika und
exportierte für 4,3 Mrd. DM nach Südafrika. Wäh­
rend die deutschen Exporte nach Südafrika in der
Vergangenheit eher abnahmen, stiegen die deut­
schen Importe aus Südafrika, so daß sich das 
Handelsbilanzdefizit allmählich verminderte (Ta­
belle 2). Die deutschen Einfuhren aus Südafrika
entsprechen in ihrer Größenordnung denen aus
Griechenland und die Ausfuhren denen nach Ka­
nada. Alles in allem betrugen die Anteile des bila­
teralen deutsch-südafrikanischen Handels jedoch 
weniger als ein Prozent der gesamten Ein- bzw.
Ausfuhren Deutschlands.

Tabelle 2: Der Außenhandel Deutschlands mit
Südafrika, 1985-1992 (Mio. DM)

Jahr Importe Exporte

1985 3163 4997
1986 2881 4191
1987 2243 4554
1988 3025 5868
1989 3184 6128
1990 2934 4930
1991 3194 4703
1992 3915 4339

Die Arbeitsteilung zwischen Südafrika und
Deutschland entspricht überwiegend dem Muster
zwischen einem Industrie- und einem Entwick­
lungsland. Die deutschen Lieferungen bestehen in
erster Linie aus Halb- und Fertigwaren, die süd­
afrikanischen Lieferungen mehrheitlich aus ener­
getischen und mineralischen Rohstoffen (darunter
Gold und Diamanten) sowie aus landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen. In den Warenströmen sind
zudem unternehmensinterne Lieferungen zwi­
schen südafrikanischen Tochtergesellschaften und
Betriebsstätten deutscher Unternehmen und ihren
Muttergesellschaften in Deutschland enthalten.
Deutsche Unternehmen liefern technologieinten­
sive Halbwaren zur weiteren Verarbeitung nach
Südafrika und beziehen im Gegenzug arbeitsinten­
siv hergestellte Waren, die weiterverarbeitet und
schließlich auf dem Weltmarkt angeboten werden.
Der Technologietransfer durch Patente und Lizen­
zen in Verbindung mit Direktinvestitionen deutet

auf eine technologische Lücke zwischen Deutsch­
land und Südafrika hin.

Allerdings gibt es angesichts der bestehenden Han­
delshemmnisse in der Europäischen Union und in
Südafrika noch beträchtlichen Spielraum für
Wohlstandserhöhungen durch eine intensivere
Nutzung internationaler Spezialisierungsvorteile.
Zum einen hat die Europäische Union tarifäre
Handelshemmnisse noch nicht restlos abgebaut
und hält weiterhin die gemeinsamen Marktordnun­
gen (insbesondere für landwirtschaftliche Erzeug­
nisse bzw. Steinkohle) aufrecht. Zum anderen
schützt die südafrikanische Regierung noch immer 
den Inlandsmarkt durch die dort praktizierte Im­
portsubstitutionspolitik. Insbesondere nach dem 
Ende c|es internationalen Sanktionsdrucks ergibt 
sich nun für Südafrika erheblicher Spielraum hin­
sichtlich einer Anpassung der Handelsstrukturen.

Da sich die deutschen Unternehmen kaum an dem 
durch die Sanktionen geforderten Abbau von Di­
rektinvestitionen und an einer Einschränkung des
Technologietransfers an südafrikanische Unter­
nehmen beteiligten, zählen sie gegenwärtig zu den 
größten ausländischen Investoren und Arbeitge­
bern in Südafrika. Zum Teil wurden über den eige­
nen Bedarf hinaus südafrikanische Arbeitskräfte
aus- und fortgebildet. Dies sollte nicht nur die
Rentabilität der Kapitalanlagen sichern, sondern
auch den Engpaß an Humankapital überwinden 
und die Wettbewerbsfähigkeit der südafrikani­
schen Volkswirtschaft erhöhen. Die deutsche Posi­
tion scheint allerdings gefährdet, da nach Aufhe­
bung der Sanktionen Unternehmen aus anderen
Industrieländern angekündigt haben, in Südafrika 
verstärkt zu investieren. Dahinter steht die Ab­
sicht, frühzeitig in einem Land zu fertigen und an­
zubieten, von dem angenommen wird, daß es bei
einer günstigen innenpolitischen Entwicklung und
bei der Stabilisierung des Wirtschaftsverlaufs einen 
rasch expandierenden Markt aufweisen kann. Die
in Südafrika vorhandenen Rohstoffe sind ein wei­
terer Grund für ausländische Unternehmen, ihre
Präsenz zu verstärken. Auf längere Sicht wird zu­
mindest von südafrikanischen Unternehmen er­
wartet, daß Spezialisierungsvorteile im Rahmen
der Integration des Landes in die internationale
Arbeitsteilung wahrgenommen und von Südafrika 
aus nicht nur die Märkte im südlichen Afrika belie­
fert werden können. Während bei den amerikani­
schen und englischen Unternehmen diese Ankün­
digungen eher zögerlich umgesetzt werden, gibt es
Anzeichen dafür, daß die japanischen Unterneh­
men ihre Kapitalanlagen stark ausweiten, oft in
enger Kooperation mit südafrikanischen Unter­
nehmen.



Der Handel zwischen Südafrika und den afrikani­
schen Entwicklungsländern südlich der Sahara ist
nach den verfügbaren Statistiken bislang gering. 
Verschiedene Hinweise von Unternehmen in Süd­
afrika zeigen jedoch, daß Südafrika durchaus en­
gere Beziehungen zu den schwarzafrikanischen
Staaten unterhielt. Dazu gehörten Lieferungen
von Waren, Kooperationen zur Nutzung der natür­
lichen Ressourcen und der Transithandel über
südafrikanische Häfen. Gelegentlich haben süd­
afrikanische Firmen Unternehmen in den schwarz­
afrikanischen Ländern technisch beraten. Den­
noch bleibt festzuhalten, daß als Ergebnis der
politisch motivierten Ausgrenzung Südafrikas
durch die Frontstaaten Anstrengungen weitgehend
unterblieben, mögliche komparative Kostenvor­
teile auszunutzen. Darüber hinaus erfüllen die
schwarzafrikanischen Entwicklungsländer ange­
sichts der mangelhaften Ressourcenausstattung in
vielen Bereichen und der geringen technischen
Leistungsfähigkeit nicht die Voraussetzungen für
eine schnelle Ausweitung der Wirtschaftsbezie­
hungen mit Südafrika.

Ähnliches gilt für den Handel zwischen den Indu­
strieländern und den schwarzafrikanischen Län­
dern. Aufgrund des Devisenmangels, der schlech­
ten Ausstattung mit Produktionsfaktoren und der
damit verbundenen geringen technischen Absorp­
tionsfähigkeit ist der Handel zwischen Deutsch­
land und den schwarzafrikanischen Entwicklungs­
ländern ebenfalls gering. Die geringe quantitative
und qualitative Elastizität des Produktionsappa­
rates schränkt die Fähigkeit der Unternehmen in
diesen Ländern ein, die Spezialisierungsvorteile
aus dem Handel mit den Staaten im südlichen 
Afrika und einer zunehmenden Integration in den
Welthandel zu nutzen. Deshalb ist Südafrika ein
herausragender Handelspartner des afrikanischen
Kontinents geblieben, wenngleich die diplomati­
schen Beziehungen nicht besonders eng waren.

Neben den zwischen unabhängigen Staaten übli­
chen diplomatischen Beziehungen bestehen zwi­
schen Deutschland und Südafrika vertragliche
Regelungen für die privatwirtschaftliche Zusam­
menarbeit. Hierzu gehören ein Gesetz über das 
Erste Protokoll vom 27. Oktober 1951 über zusätz­
liche Zugeständnisse zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen und ein Abkommen zur Ver­
meidung der Doppelbesteuerung aus dem Jahre
1975. Mittelbaren Bezug zur privatwirtschaftlichen
Zusammenarbeit hat das Kulturabkommen aus 
dem Jahre 1964. Weitaus enger sind die Kontakte
zur Verstärkung der privatwirtschaftlichen Zusam­
menarbeit durch die Deutsch-Südafrikanische
Kammer für Handel und Industrie, durch die Wirt­

schaftsabteilungen der Botschaften und durch den
Afrika-Verein e.V. in Hamburg.

In Übereinstimmung mit dem Sanktionsbeschluß
und entsprechend der eigenen politischen Vorga­
ben hat Deutschland darüber hinaus technische 
Entwicklungszusammenarbeit an nichtstaatliche
Organisationen in Südafrika geleistet. Diese hatte
das Ziel, den von der Apartheidpolitik benachtei­
ligten Bevölkerungsgruppen Zugang zu Bildungs­
einrichtungen und einer medizinischen Versorgung
zu ermöglichen und dadurch deren Aussichten auf
bessere Arbeits- und Lebensbedingungen zu ver­
bessern. Dies wurde auch als Teil einer wirtschafts­
nahen Zusammenarbeit verstanden, während die
Europäische Union ihre Zusammenarbeit mit
nichtstaatlichen Organisationen in Südafrika vor­
rangig zur unmittelbaren Armutsbekämpfung ein­
setzte.

Über die staatliche Kooperation hinaus gibt es
Ausbildungsprojekte im informellen Sektor, die
von deutschen Unternehmen und der Deutsch-
Südafrikanischen Kammer für Handel und Indu­
strie gefördert werden. Ziel der handwerklich­
gewerblichen Ausbildung ist die anschließende
Gründung von Kleinbetrieben, die zum Abbau der
Arbeitslosigkeit beitragen sollen.

Nach der Aufhebung der Sanktionen steht einer
Verstärkung der privatwirtschaftlichen Zusam­
menarbeit mit Südafrika grundsätzlich nichts mehr
im Wege. Die Integration in die Weltwirtschaft
und ein sich selbst tragendes Wirtschaftswachstum
setzen voraus, daß politische Stabilität gewährlei­
stet ist und eine investitionsfreundliche Wirt­
schaftspolitik die notwendigen Grundlagen zur
Mobilisierung von Produktionsfaktoren schafft. 
Die Transformationsprozesse können durch eine
Stärkung der Marktkräfte, die Verstetigung der
Erwartungen der Wirtschaftssubjekte sowie eine 
Deregulierung und Privatisierung öffentlicher Un­
ternehmen verstärkt werden. Hinreichende Bedin­
gung zur Reintegration Südafrikas in den Welt­
markt ist jedoch langfristig die Umstrukturierung
der Wirtschaft, die infolge der Sanktionen und der
Importsubstitutionspolitik gegenwärtig internatio­
nal nicht wettbewerbsfähig ist. Horizontale und 
vertikale ausländische Direktinvestitionen können
diesen Prozeß beschleunigen. Multinationale Un­
ternehmen stellen nicht nur Technologie und Kapi­
tal zur Verfügung, aus dem keine unmittelbare
Rückzahlungsverpflichtung entsteht, sondern
können darüber hinaus positive Impulse auf süd­
afrikanische Unternehmen ausüben, da sie die
Erwartung gesamtwirtschaftlich positiver Rahmen­
bedingungen für Kapitalanlagen signalisieren.



Allerdings stehen auch die südafrikanischen Stand­
ortbedingungen, die den Investitionsentscheidun­
gen multinationaler Unternehmen letztlich zu­
grunde liegen, im internationalen Wettbewerb.
Wenngleich sich kein allumfassender Indikator für
die Standortattraktivität eines Landes entwickeln 
läßt, kann ein Katalog wichtiger Standortfaktoren
erstellt werden: Zunächst spielen die politischen 
und wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen
bei internationalen Investitionsentscheidungen
eine zentrale Rolle. Politische Stabilität in Süd­
afrika ist Grundvoraussetzung für ein tragfähiges 
Investitionsklima, und es wäre müßig, über wirt­
schaftliche Standortbedingungen zu diskutieren,
wenn nicht ein Mindestmaß an politischer Stabili­
tät gewährleistet ist.

HL Neue politische und wirtschafts­
politische Rahmenbedingungen

Südafrikas Reintegration in die Weltwirtschaft er­
fordert eine an marktwirtschaftlichen Prinzipien 
orientierte Wirtschaftsordnung und anhaltende
politische Stabilität. Eine Analyse des neuen poli­
tischen Umfelds ergibt, daß das Parteienspektrum
in Südafrika noch immer im wesentlichen zwei­
geteilt ist: Auf der einen Seite stehen die sehr
populistisch argumentierenden extremen Parteien,
die durch Gewalttaten überkommene Leitbilder
in eine neue Zeit retten wollen. Dazu zählen er­
stens die rechtsradikalen Parteien, die noch immer
einen „Afrikaner-Volksstaat“ mit eingeschränkten
Grundrechten für die schwarze Bevölkerung for­
dern, und zweitens der PAG, der mit seinem mili­
tanten Nationalismus friedliche Verhandlungs­
lösungen mit der weißen Bevölkerung weiterhin
ablehnt. Falls die in diesen Parteien vertretenen
politischen Vorstellungen und die ethnisch beding­
ten Konflikte zwischen Teilen der schwarzen Be­
völkerung auch in Zukunft zu gewalttätigen Aus­
einandersetzungen führen, dürfte es schwierig
sein, glaubwürdige, die Wirtschaftsentwicklung
fördernde Rahmenbedingungen in Südafrika zu
garantieren.

Auf der anderen Seite gibt es in Südafrika die ge­
mäßigten Parteien, die zu einer konstruktiven Lö­
sung der politischen und wirtschaftlichen Probleme 
des Landes beitragen wollen. Dazu zählen insbe­
sondere die NP und der ANC. Die IFP ist schwer
zwischen den beiden Polen einzuordnen. Da diese
Partei zunächst die Selbstbestimmung der Zulus in
Südafrika nicht gewährleistet sah, trat sie noch

eine Woche vor den Wahlen für deren Boykott
ein. Die NP reformierte unter dem Druck der zu­
nehmenden internationalen Isolation und der da­
mit verbundenen schlechten Wirtschaftslage das 
System der ethnischen Diskriminierung und avan­
cierte inzwischen zum wichtigsten Gesprächspart­
ner des ANC. Denn auch im ANC hat sich der
eher gemäßigte Flügel durchgesetzt, dessen ord­
nungspolitische Vorstellungen sich im wesent­
lichen an den Prinzipien einer sozialen Marktwirt­
schaft orientieren. Der ANC muß in nächster Zeit
den Balanceakt meistern, einerseits die Lebensbe­
dingungen der weißen Bevölkerung nicht radikal
zu verschlechtern, um den Auswanderungsdruck
dieser relativ gut ausgebildeten Bevölkerungs­
schicht nicht noch zu verstärken, und andererseits
für seinen „linken Flügel“, dessen Standpunkte
noch immer stark von sozialistischen Einflüssen 
geprägt sind, koalitionsfähig zu bleiben.

Nach der Ansicht des ANC sollte der Staat in der
Wirtschaft eine größere Rolle spielen, insbeson­
dere hinsichtlich der Stimulierung der Wirtschaft 
und der Erhöhung der Verteilungsgerechtigkeit
mittels Budgetumschichtungen. Vor allem aus dem 
Militärbereich sollen Mittel für Ausbildung, Woh­
nungsbau und Infrastrukturaufbau in Gebiete mit
überwiegend schwarzer Bevölkerung umgeleitet
werden. Bei zusätzlichen Ausgaben will der ANC
streng auf Budgetdisziplin achten und auf eine
Verschuldung im Ausland möglichst verzichten.
Die inländischen Finanzinstitutionen sollen nach
seinen Vorstellungen die Diskriminierung be­
stimmter Bevölkerungsgruppen beenden und mehr
Mittel in den Grundbedürfnissektor leiten. Ar­
beitsmarktprogramme sollen unter der Verant­
wortung des ANC Arbeitsplätze schaffen sowie
ethnische und regionale Ungleichgewichte am
Arbeitsmarkt abbauen. In der Handelspolitik
strebt die Partei einerseits die volle Teilnahme an
den multilateralen Handelsabkommen und ande­
rerseits eine engere Integration in die Märkte im
südlichen Afrika an. Gespräche mit der Southern
African Development Community (SADC) und
der Preferential Trade Area for Eastern and
Southern African States (PTA) finden bereits
statt. Eingriffe in den freien Handel sind jedoch in
einer Vielzahl von Ausnahmefällen vorgesehen.
Ausländische Direktinvestitionen werden vom
ANC ausdrücklich begrüßt und sollen die gleiche
Behandlung erfahren wie die Investitionen südafri­
kanischer Unternehmen.

Aus den Programmen des ANC wird eine Abkehr
von tradierten sozialistischen Vorstellungen, wie
sie noch in der „Freiheitscharta“ vertreten werden,
deutlich. Jedoch scheinen die Politikrichtlinien des



ANC weiterhin stark vom Verteilungsziel be­
stimmt zu sein; zumindest wird nicht deutlich ge­
nug hervorgehoben, daß die Umverteilung in er­
ster Linie aus dem Wachstum des Sozialprodukts
resultieren soll. Enteignungen werden noch immer
nicht ausdrücklich ausgeschlossen, wenngleich im
Bergbausektor, der wegen seiner zentralen Bedeu­
tung für die südafrikanische Volkswirtschaft wie­
derholt verbales Ziel solcher Ankündigungen war, 
nun lediglich die Schürfrechte nationalisiert wer­
den sollen. Dem sehen die südafrikanischen Berg­
bauunternehmen verhältnismäßig gelassen entge­
gen. Kritischer sind die Äußerungen des ANC
hinsichtlich einer Kontrolle des Finanzsektors zu
beurteilen. Der ANC sollte Lehren aus den Erfah­
rungen vieler Entwicklungsländer ziehen, daß
direkte Eingriffe in die Finanzmärkte (finanzielle
Repression) durch Quoten oder Höchstzinssätze 
weder zu einer verbesserten Ressourcenallokation
noch zu einer gerechteren Einkommensverteilung
führen. Die Arbeitsmarktprogramme des ANC
werden im allgemeinen in Südafrika als berechtigt
anerkannt, vor allem wenn die Programme die
Chancengleichheit im Arbeitsmarkt fördern und
keine strikten Quoten für das obere Management
vorsehen, für das es bei den bisher benachteiligten
Bevölkerungsteilen kurzfristig kaum ausreichend
qualifizierte Mitarbeiter geben wird. Als sehr pro­
blematisch ist schließlich zu beurteilen, daß den 
Versprechungen in den Richtlinien des ANC bis­
her kein schlüssiges Finanzierungskonzept gegen­
übersteht. Außerdem sind viele Vorstellungen des
ANC noch in jede beliebige Richtung interpretier­
bar. Eine Konkretisierung könnte die Erwartun­
gen der Wirtschaftssubjekte stabilisieren und
infolgedessen zu einer Verbesserung der Rahmen­
bedingungen beitragen.

IV. Wirtschaftliche
Standortbedingungen

Südafrika erholt sich allmählich von einer lang­
währenden Rezession, die in den letzten Jahren
(auch wegen der Landwirtschaft, die von einer
Dürre betroffen war) zu real negativen Wachs­
tumsraten des Bruttosozialprodukts führte. Die
Arbeitslosigkeit hat inzwischen beträchtliche Aus­
maße erreicht, woraus sich einerseits sozialer
Sprengstoff vor allem in den unterprivilegierten
Schichten der Bevölkerung entwickeln könnte und
andererseits ein zunehmender Auswanderungs­
druck auf hochqualifizierte Arbeitskräfte ergibt.
Ein Grund für die hohe Arbeitslosigkeit in den un­

teren Einkommensschichten ist unter anderem in
der Überkompensation des Anstiegs der Arbeits­
produktivität durch Lohnerhöhungen zu sehen.
Die Inflationsrate sank infolge der sehr restrikti­
ven Geldpolitik im Juli 1993 wieder unter die
Zehn-Prozent-Grenze, nachdem sie in den achtzi­
ger Jahren durchschnittlich 14,4 Prozent betrug.
Das Budget 1992/93 ist insbesondere aufgrund der
konjunkturellen Probleme expansiv ausgerichtet.
Allerdings stieg wegen der unzureichenden Ein­
nahmen des Staates die Neuverschuldung stark an
- mit der Gefahr höherer Realzinsen und somit ge­
ringerer privater Investitionsimpulse. Der gewich­
tete reale Wechselkurs der Währung Südafrikas ist
im Gegensatz zu den Währungen einiger anderer
südafrikanischer Länder seit der Wiedereinfüh­
rung des „Finanz-Rand“ im wesentlichen stabil. 
Der Abstand des Finanz-Rand zum Handels-Rand
spiegelt das Vertrauen ausländischer Investoren in
die südafrikanische Entwicklung wider. Je größer
dieser Abstand ist, desto geringer ist das Ver­
trauen in die südafrikanische Volkswirtschaft. Die­
ser Indikator zeigt an, daß das Investitionsklima in
Südafrika 1986 am schlechtesten war, sich in den
Jahren 1990 und 1991 stark erholte, um dann im
August 1993 wieder auf das Niveau von 1989 zu­
rückzufallen (vgl. Tabelle 3).

Tabelle 3: Wirtschaftliche Indikatoren für Süd­
afrika, 1985-1993

Jahr BIP1 Wachs­
tum

Inflation- Wechselkurs­
abschlag3

Mio. Rand in Prozent

1985 112448 16,35 39.29
1986 112459 0,01 18,53 50,91
1987 114220 1.57 16,15 34.60
1988 118558 3,80 12,72 40,65
1989 121216 2,24 14,70 26,84
1990 120488 -0,60 14,42 23,53
1991 119838 -0,54 15,30 12,96
1992 117037 -2,34 13,88, 41,33

Aug. 93 119549 2,15 9,10 28,30

Anmerkungen:
1 BIP = Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1985.
2 Veränderung des Konsumentenpreis-Index.
3 Der Wechselkursabschlag errechnet sich als prozen­

tuale Differenz zwischen Finanz- und Handels-Rand.

Die geographischen Standortbedingungen der
Kaprepublik sind stark durch deren Ausstattung
mit natürlichen Ressourcen geprägt. Im landwirt­
schaftlichen Sektor ist Südafrika der führende afri­
kanische Produzent von Zuckerrohr, Mais und
einer Vielzahl von Obstsorten. Allerdings weist die



Landwirtschaft stark dualistische Strukturen auf,
mit rein marktwirtschaftlich orientierten Farmen
einerseits und der Subsistenzbewirtschaftung ande­
rerseits. Die Aufhebung der Sanktionen, das ver­
besserte außenpolitische Klima und potentielle
Märkte in Osteuropa lassen auf hohe Export­
zuwächse hoffen. Insbesondere beim Export von
Südfrüchten ist gegenwärtig schon ein beträcht­
liches Wachstum zu verzeichnen. Darüber hinaus 
verfügt Südafrika weltweit über eine der größten
Lagerstätten bei vielen mineralischen Rohstoffen.
Die herausragenden Exportrohstoffe sind Kohle, 
Gold, Platin und Diamanten. Die gegenwärtige
Ausfuhrstagnation bei der Steinkohle resultiert
zum einen aus dem Verlust traditioneller Märkte
infolge der Sanktionen und zum anderen aus
dem niedrigen Qualitätsstandard südafrikanischer
Kohle. Im Goldbergbau dominieren die strukturel­
len Probleme aufgrund der sich allmählich er­
schöpfenden Lagerstätten und des sinkenden
Goldgehaltes des abgebauten Gesteines. Der Pla­
tinexport wird infolge einer Steigerung der welt­
weiten Nachfrage zunehmen, was auf strengere
Umweltschutzbestimmungen zurückzuführen ist.
Die Metalle der Platingruppe sind von zentraler
Bedeutung für die Herstellung von Abgaskatalysa­
toren. Die Stagnation des Weltdiamantenmarktes
resultiert aus dem zusätzlichen Diamantenangebot
aus Angola einerseits und den Nachfragerückgän­
gen westlicher Industrieländer andererseits. Eine 
Marktbelebung könnte mit der erwarteten Kon­
junkturerholung in Japan und den USA sowie
durch die steigende Kaufkraft der osteuropäischen 
Länder erfolgen.

Bereits seit 1985 stagniert die von einer Im­
portsubstitutionspolitik geschützte Produktion im
verarbeitenden Gewerbe. Die Analyse beschränkt
sich auf Branchen, die insbesondere für die
europäischen Wirtschaften interessant sind: Die
Kraftfahrzeugindustrie wächst zwar unterpropor­
tional, hofft jedoch auf eine künftig erhöhte Nach­
frage seitens der schwarzen Bevölkerung. Die
chemische Industrie wird im wesentlichen von süd­
afrikanischen Unternehmen beherrscht, die Agro- 
chemikalien und Bergbausprengstoffe herstellen
und die ineffiziente Kohle-Öl-Konversion betrei­
ben. Im Maschinenbau sind die südafrikanischen
Unternehmen nur bei Bergbaumaschinen konkur­
renzfähig; die anderen Unternehmen werden vor 
allem durch die protektionistischen Eingriffe er­
halten.

Das südafrikanische Finanzsystem ist im Vergleich
mit anderen Entwicklungsländern relativ hochent­
wickelt. Das maßgebliche Ziel der monetaristisch
geprägten Zentralbank, die auch ein hohes inter­

nationales Ansehen genießt, ist die Stabilität des
Geldwertes. Erste Erfolge erzielte die Notenbank
mit diesem Konzept Anfang der neunziger Jahre,
seitdem sie von der Regierung relativ unabhängig 
agieren kann. Außerdem können Unternehmen
sowohl auf einen gut ausgebauten Kreditsektor zur 
Fremdkapitalfinanzierung als auch auf eine Börse
in Johannesburg zur Eigenkapitalfinanzierung zu­
rückgreifen. Überdies gibt es verschiedene staat­
liche Institutionen, die öffentliche Mittel zur Finan­
zierung bestimmter Projekte vergeben. Letztlich 
verfügt Südafrika, verglichen mit den der EG durch 
das Lome-Abkommen assoziierten Entwicklungs­
ländern in Afrika, der Karibik und dem Pazifischen
Raum (AKP-Staaten), über eine gut ausgebaute
Straßen-, Schienen-, Hafen- und Telekommunika­
tionsinfrastruktur. Somit könnte die Kaprepublik
auch in die Rolle eines Brückenkopfes zur Beliefe­
rung der Märkte im südlichen Afrika hineinwachsen.

Wenngleich Südafrika im südlichen Afrika über
das höchste Niveau an Humankapital verfügt (ge­
messen am „Human Development Index“), kann 
sich die Kaprepublik mit den südostasiatischen 
Schwellenländern hinsichtlich der Ausstattung mit
Humankapital nicht messen. Allerdings ist das Bil­
dungsniveau in Südafrika infolge der Apartheid­
politik zwischen den ethnischen Gruppen sehr un­
terschiedlich. Daraus resultiert in der Kaprepublik
eine Analphabetenquote, die mit etwa 30 Prozent
sogar höher liegt als in einigen schwarzafrikani­
schen Ländern. Trotz einiger unbestreitbarer
Standortvorteile spricht somit vieles dagegen, daß
Südafrika in absehbarer Zeit eine Dynamik ent­
wickeln wird, wie sie in den südostasiatischen 
Schwellenländern zu beobachten ist.

V. Handlungsbedarf seitens
der Republik Südafrika

Für die Konsolidierung der Demokratie in Süd­
afrika ist es notwendig, die Situation der Masse der
Bevölkerung zu verbessern. Die südafrikanische
Regierung kann dieses Ziel durch eine pragmati­
sche und berechenbare Politik sowie den Verzicht
auf populistische Umverteilungsmaßnahmen un­
terstützen. Allerdings bedeutet dies auch, daß 
diejenigen Parteien, die die unterprivilegierten Be­
völkerungsschichten vertreten, unrealistische Er­
wartungen ihrer Wähler bereits im Vorfeld der
Wahlen korrigieren und beispielsweise darauf hin-
weisen müssen, daß der notwendige Strukturwan­
del in Südafrika kurzfristig auch gesellschaftliche
Kosten verursachen wird.



Dieser Umstrukturierungsprozeß muß dennoch
durch armutsorientierte Programme unterstützt
werden. Es sollte bei deren Implementierung
darauf geachtet werden, daß diese Programme
möglichst positive Wachstumswirkungen haben.
Langfristig sind die besten Strategien zur Armuts­
bekämpfung zum einen in der Entwicklung eines
verbesserten Ausbildungs- und Gesundheits­
wesens und zum anderen im Aufbau funktionsfähi­
ger Kapitalmärkte für Kleinkreditnehmer zu
sehen. Kurzfristig werden zur Armutsbekämpfung
zusätzlich Staatsausgaben notwendig sein, im Rah­
men derer möglichst öffentliche Güter erstellt
werden, die den Armen selbst wieder zugute 
kommen.

Den Zugangsbeschränkungen innovativer Klein­
unternehmen zu den formellen Finanzmärkten so­
wie den Finanzierungsproblemen des sozialen
Wohnungsbaus in den Townships und ländlichen 
Gebieten kann im Rahmen von Kleinkreditpro­
grammen begegnet werden. Die bestehenden
staatlichen Finanzinstitutionen in Südafrika bieten
gute Ansatzpunkte zur Implementierung solcher
Programme. Diese Banken sollten streng auf eine 
hohe Rückzahlungsquote achten und möglichst
nur denjenigen Kredite gewähren, die keinen Zu­
gang zum formellen Finanzsektor haben. Letztlich
könnte überdacht werden, solche Programme um
weitere Dienstleistungen (z. B. Vermarktung,
technologische Beratung) zu ergänzen.

Im Humankapitalbereich besteht sowohl eine so­
zial akzeptierte Möglichkeit der Umverteilung als
auch ein Potential zur Erhöhung der Effizienz der
Ressourcenallokation in Südafrika. Maßnahmen,
die beiden Zielen gleichzeitig gerecht werden kön­
nen, sind zur Festigung der politischen Stabilität
ideal. In Zukunft sollten die Ausbildungsausgaben
vor allem die Primärbildung begünstigen. Daraus
leitet sich unmittelbar eine Umstrukturierung der
Ausgaben zwischen den ethnischen Gruppen ab.
Letztlich bedarf es auch einer Mittelumschichtung
im tertiären Sektor, um die Engpässe im technisch­
administrativen und berufsbildenden Bereich zu
überwinden.

Eine ähnliche Strategie sollte im Gesundheits­
wesen verfolgt werden: Zum einen sollten sich die
staatlichen Interventionen im wesentlichen auf die
Grundversorgung beschränken, zum anderen soll­
ten Privatisierungsanstrengungen im Bereich der
anspruchsvolleren medizinischen Versorgung in
Betracht gezogen werden.

Das Programm des ANC enthält hinsichtlich ‘der
Finanzierung der zusätzlichen Ausgaben noch
kein schlüssiges Konzept. Eine Umstrukturierung

der Ausgaben wird nicht ausreichen, um den
zusätzlichen Finanzierungsbedarf decken zu kön­
nen. Eine rein monetäre Finanzierung der zusätz­
lichen Ausgaben würde nur vordergründig die Be­
dürfnisse der Armen befriedigen, da die daraus
resultierende „Inflationssteuer“ stark regressiv 
wirken würde. Höhere Steuern sind ebenfalls un­
geeignet, da die Steuerbelastung Südafrikas im in­
ternationalen Vergleich bereits verhältnismäßig
hoch ist. Ebenso sollte die übermäßige inländi­
sche Staatsverschuldung kritisch abgewogen wer­
den, da sie höhere Realzinsen und eine (partielle)
Verdrängung privater Investitionen bewirken
kann. International ist Südafrika gegenwärtig je­
doch im Gegensatz zu einigen lateinamerikani­
schen und osteuropäischen Ländern unterdurch­
schnittlich verschuldet. Somit bietet sich eine
Erhöhung der Auslandsverschuldung insbeson­
dere für Investitionen im Humankapitalbereich
und beim Aufbau funktionsfähiger Kapitalmärkte
an, zumindest sofern es sich um Investitionen
handelt, bei denen hohe (soziale) Rentabilitäts­
raten zu erwarten sind. Die Geldpolitik sollte 
auch in Zukunft unabhängig von der Regierung
realisiert werden und auf die Sicherung des Geld­
wertes ausgerichtet sein. Im Rahmen des neu zu
schaffenden Notenbankgesetzes sollte der ANC
die Möglichkeit nutzen, ein erstes Zeichen dafür
zu setzen, daß er es mit marktwirtschaftlichen
Prinzipien ernst meint. Die Zentralbank sollte 
darüber hinaus Anstrengungen unternehmen, das 
duale Währungssystem in den nächsten Jahren ab­
zuschaffen.

Die wichtigsten Parteien des Landes haben nun­
mehr auch die Notwendigkeit einer Neuorientie­
rung der Außenwirtschaftspolitik erkannt. Die seit
Jahrzehnten praktizierte und durch Sanktionen
verschärfte Politik der Importsubstitution und 
Selbstversorgung mit strategischen Gütern soll
durch ein exportorientiertes Außenhandelsregime
ersetzt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen zu fördern und die Importkapazität
des Landes zu erhöhen. Allerdings unterscheidet
sich die südafrikanische Ökonomie in wesentlichen
Eigenschaften von den Wirtschaften der südost­
asiatischen Staaten, so daß sich diese Staaten nur
sehr bedingt als Vorbilder für Südafrika hinsicht­
lich des Außenwirtschaftsregimes eignen. Süd­
afrika muß seine komparativen Vorteile auf ande­
ren Märkten suchen, die insbesondere in der
Weiterverarbeitung der reichlich vorhandenen mi­
neralischen und agrarischen Ressourcen liegen 
können.

Die Regierung möchte in Zukunft einerseits an 
den Mechanismen des GATT voll partizipieren



und andererseits die regionale Integration in Afrika
vorantreiben. Darin besteht nicht notwendi­
gerweise ein Widerspruch. Regionale Integra­
tionsmöglichkeiten bestehen im Rahmen der
Southern African Customs Union (SACU), in der
Südafrika bereits Mitglied ist, der SADC und der
PTA. Angesichts des potentiellen Migrations­
drucks wird Südafrika voraussichtlich mit größeren
Ländern im südlichen Afrika den Kooperationsrah­
men einer Freihandelszone oder Zollunion nicht
überschreiten. Entsprechend wäre ein mehrstufiges 
Integrationsschema denkbar: Südafrika und Leso­
tho würden als Wirtschaftsunion ein Zentrum bil­
den, Swaziland könnte sich mit beiden Ländern zu
einem gemeinsamen Markt integrieren. Mit den an­
deren SADC-Staaten (Namibia und Botswana) 
wäre schließlich eine Zollunion denkbar. Andere
Länder im südlichen Afrika könnten dann in den 
Verbund aufgenommen werden, wenn ihre Wäh­
rungen ein Mindestmaß an Konvertibilität aufwie­
sen. In einer Übergangsphase könnte ihnen mit
Hilfe von Assoziierungsabkommen ein bevorzugter 
Marktzugang gewährt werden. Bei der Auswahl der
Form einer künftigen Zusammenarbeit mit den
schwarzafrikanischen Ländern sollte berücksichtigt 
werden, daß die Unternehmen in Südafrika zum
Teil bereits enge Kontakte zu den Nachbarländern
und anderen Staaten in der Region hergestellt ha­
ben. Eine Öffnung der Märkte wird zwar zunächst
die Exporte aus Südafrika ausweiten, langfristig
aber auch in Südafrika einen Anpassungsbedarf er­
forderlich machen, da die Auslagerung arbeits­
intensiver und technologiearmer Produktions­
zweige angesichts der niedrigen Lohnstückkosten 
in Nachbarstaaten möglich wird. Unabhängig von
der angestrebten Form und der vorhergesehenen
Intensität der regionalen wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit sollte Südafrika auf die handelspolitische 
Offenheit der Region bedacht sein.

Der Paradigmenwechsel im Außenhandelsregime
muß aber eher als längerfristiges Phänomen gese­
hen werden, das einer Periode der ökonomischen 
Umstrukturierung der Volkswirtschaft bedarf. Zu­
erst muß eine umfassende Liberalisierung des
Außenhandels erfolgen, wenngleich angesichts der
drohenden Arbeitslosigkeit während einer Über­
gangsperiode selektive, aber zeitlich befristete
Anpassungshilfen gewährt werden müssen. Multi­
nationale Unternehmen können diesen Prozeß
unterstützen, da sie Zugang zu internationalen
Finanzmärkten haben und moderne Technologie 
nach Südafrika transferieren können. Der zukünf­
tige Wohlstand der Kaprepublik wird maßgeblich
davon abhängen, wie schnell die Reintegration in
den Weltmarkt gelingt.

VI. Handlungsbedarf
seitens Deutschlands

und der Europäischen Union

Unter den durch die Öffnung veränderten Bedin­
gungen sollten deutsche Unternehmen die privat­
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Südafrika
dann verstärkt fortsetzen, wenn dort die politischen
und wirtschaftlichen Voraussetzungen für ein nach­
haltiges Wachstum, die Integration in die Weltwirt­
schaft und die Herstellung der internationalen Kon­
kurrenzfähigkeit gewährleistet werden. Die Trans­
formation Südafrikas schafft einerseits neue
Märkte und vernichtet andererseits die Absatz­
chancen von Produkten, die bislang zum Teil mit
hohem Gewinn in der Kaprepublik abgesetzt wer­
den konnten. Der Wettbewerb wird sich vor allem
durch Direktinvestitionen von Unternehmen aus
anderen Industrieländern sowie neuerdings aus den
Schwellenländern verschärfen. In dieser Phase des
Übergangs und der Öffnung können vor allem inno­
vative Unternehmen ihren Absatz ausweiten.

Deutsche Unternehmen, die ihre Produkte in Süd­
afrika aufgrund der Sanktionen bislang nicht an-
boten, können bei der Markterkundung die Kennt­
nisse des Landes, der Wirtschaft und der Märkte
nutzen, die während der langjährigen Präsenz deut­
scher Unternehmen in Südafrika gewonnen wur­
den. Die enge Zusammenarbeit zwischen Verbän­
den und Kammern der beiden Staaten sollte zum
gegenseitigen Erfahrungsaustausch und bei der Su­
che nach Maßnahmen genutzt werden, die die Risi­
ken infolge unvollständiger Marktkenntnis min­
dern. Eigene Handelsniederlassungen, die Zusam­
menarbeit mit deutschen Exporteuren, die Süd­
afrika und das südliche Afrika bereits gut kennen,
sowie die Kooperation mit südafrikanischen Impor­
teuren und Händlern im südlichen Afrika können 
den Absatz deutscher Erzeugnisse in Südafrika un­
terstützen.

Als potentiell wachstumsträchtig gelten in Süd­
afrika die Märkte für Konsum- und Gebrauchs­
güter. Dazu gehören Kraftfahrzeuge, Kosmetika, 
hochwertige Nahrungsmittel und Getränke. Dane­
ben wurden öffentliche Investitionen zur Erneue­
rung und Erweiterung des Fernmeldesystems, der
Energieversorgung und des Eisenbahnwesens an­
gekündigt. Vermehrt sollen öffentliche Investitio­
nen zur Erschließung des ländlichen Raums und Sa­
nierung der Townships und der ländlichen Armuts­
gebiete getätigt werden. Groß ist der Bedarf an
Ausrüstungen in allen Wirtschaftszweigen zur



Rationalisierung bestehender Anlagen, zur Ener­
gieeinsparung und zum Schutz der natürlichen
Ressourcen. Kurzfristig wird jedoch die Investi­
tionsnachfrage südafrikanischer Unternehmen
nicht sehr günstig beurteilt. Vor allem wegen der
Unsicherheit über die künftige wirtschaftliche Ent­
wicklung und über die Inhalte der Wirtschaftspoli­
tik der neuen Regierung werden Investitionsent­
scheidungen von vielen Unternehmen gegenwärtig
zurückgestellt.

Darüber hinaus können deutsche Anbieter durch
die Zusammenarbeit mit südafrikanischen Unter­
nehmen aus der Handelsausweitung Nutzen zie­
hen, die angesichts der regionalen Zusammenar­
beit im südlichen Afrika entstehen kann, und so­
mit einer Handelsumlenkung ausweichen, mit der
die regionale Kooperation im südlichen Afrika
verbunden ist. Die Voraussetzungen dafür sind in­
sofern günstig, als Südafrika nach Aufhebung der
Sanktionen enge Handelsbeziehungen zu den
Nachbarn aufbauen will. Vor überzogenen Erwar­
tungen soll allerdings gewarnt werden. Deutsche
Unternehmen müssen beachten, daß die Öffnung
Südafrikas gegenüber den schwarzafrikanischen
Staaten kurzfristig zu keinem nennenswerten
zusätzlichen Warenaustausch führen wird. Im süd­
lichen Afrika sind die Bedingungen für eine Han­
delsausweitung und -umlenkung infolge regionaler
Kooperation ungünstiger als bei vergleichbaren
Zusammenschlüssen zwischen Industrieländern
oder zwischen Schwellenländern in Südostasien.
Nicht nur wegen der Sanktionen oder der Import­
substitution konnte Südafrika den Handel mit die­
sen Staaten lediglich in vergleichsweise geringem
Ujnfang ausweiten. Vielmehr hängt die Import­
kapazität dieser Länder wesentlich von der öffent­
lichen Finanzierung der Entwicklungszusammen­
arbeit der Industrieländer ab. Die Kooperation
zwischen deutschen und südafrikanischen Unter­
nehmen wird erleichtert, wenn finanzielle Leistun­
gen Deutschlands und der Europäischen Union für
trilaterale Kooperationen verwendet werden dür­
fen und/oder Südafrika eine eigene staatliche Ex­
portfinanzierung für Lieferungen an die Entwick­
lungsländer in Schwarzafrika bereitstellt. Letzteres
ist jedoch solange nicht zu erwarten, wie die vor­
handenen öffentlichen Mittel zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums im eigenen Land be­
nötigt werden.

Außerdem bestehen bisher nur schwache Bezie­
hungen beispielsweise zwischen Südafrika und
Nigeria, das in der Vergangenheit einer der größ­
ten Märkte für Importerzeugnisse aus westlichen
Industrieländern war. Die Transport- und Kom­
munikationsverbindungen nach Zaire und Kenia

sind derzeit noch nicht so weit entwickelt, daß eine
Substitution von Lieferungen aus Europa durch
Bezüge aus südafrikanischen Unternehmen Ko­
stenvorteile verspräche. In dem Maße, in dem
Südafrika die Verkehrsanbindungen zu den
schwarzafrikanischen Staaten verbessert und die
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen stärkt,
steigen auch die Chancen, von Südafrika aus
Märkte im südlichen Afrika zu beliefern. Es wäre
begrüßenswert, wenn Südafrika durch öffentliche
Entwicklungszusammenarbeit und eine offene
Handelspolitik versuchte, den Handel in der Re­
gion auszuweiten und damit Wachstumsprozesse in
den schwarzafrikanischen Ländern zu fördern.

Für südafrikanische Betriebsstätten und Tochter­
gesellschaften deutscher Unternehmen ist es nach
der Öffnung erforderlich, kostensenkende Investi­
tionen durch Kapital- und Technolgietransfer vor­
zunehmen und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit
den veränderten Bedingungen auf den Märkten
anzupassen. Wenn dies unterbleibt, werden die 
deutschen Unternehmen in Südafrika ihre Wettbe­
werbsvorteile schnell verlieren. Der Freiraum für
kostensenkende Maßnahmen ist allerdings allge­
mein in Südafrika kleiner als in anderen Entwick­
lungsländern. Es wird erwartet, daß eine ANC-Re-
gierung dem Abbau der Arbeitslosigkeit unter den
wirtschaftspolitischen Zielen oberste Priorität ein­
räumen und infolgedessen Entlassungen soweit
wie möglich zu verhindern suchen wird. Zudem
gibt es Bestrebungen, darauf hinzuwirken, daß die 
Unternehmen verpflichtet werden, künftig mehr
Nicht-Weiße einzustellen und verstärkt auszubil­
den. Die Vertreter des ANC verlangen darüber
hinaus, daß Zulieferungen von nichtweißen Unter­
nehmen berücksichtigt werden, auch wenn deren
Preise über denen anderer Anbieter liegen.
Außerdem fordert der ANC, daß die ausländi­
schen Unternehmen die sozialen Leistungen auf­
rechterhalten und damit ihren Beitrag zur Über­
windung der Rassentrennung leisten. Das Verhal­
ten der Unternehmen in Südafrika zeigt, daß
derartige Forderungen weitgehend erfüllt werden,
nicht zuletzt um die notwendige Anerkennung
beim ANC zu finden und bei der Vergabe öffent­
licher Aufträge nicht benachteiligt zu werden.
Insbesondere kann es sich für deutsche Unterneh­
men anbieten, die Kooperation mit südafrikani­
schen Unternehmen zu suchen, um auf diese
Weise die Risiken einer Diskriminierung zu redu­
zieren. Außerdem sollten Kooperationen mit Un­
ternehmen aus anderen Ländern oder mit anderen
deutschen Unternehmen nach der Öffnung in Süd­
afrika verstärkt werden, um die Konkurrenzfähig­
keit zu steigern.



Südafrika kann von deutschen Unternehmen nach
der Öffnung als Dienstleistungszentrum und Brük- 
kenkopf im südlichen Afrika genutzt werden, um 
in die angrenzenden schwarzafrikanischen Länder
zu exportieren oder von dort aus Waren nach
Deutschland zu importieren. Die regionale Zu­
sammenarbeit mit südafrikanischen Unternehmen,
die Inanspruchnahme leistungsfähiger Häfen,
Flughäfen und Bankendienste versprechen Ko­
stensenkungen und Risikoteilung, wenn Südafrika 
und die schwarzafrikanischen Staaten mit Nach­
druck eine regionale Zusammenarbeit verfolgen.

Da die Europäische Union ihren Rohstoffbedarf
ohne Importe nicht decken kann, ist die privatwirt­
schaftliche Zusammenarbeit mit rohstoffreichen
Ländern und infolgedessen auch mit Südafrika und
den schwarzafrikanischen Ländern von Bedeu­
tung. Während der Zeit der Sanktionen war die
Zusammenarbeit mit Südafrika dadurch beein­
trächtigt, daß kurzfristig durchgesetzte Sanktionen 
den Import von Rohstoffen hätten unterbinden
können. Nach der Öffnung können die Unterneh­
men durch langfristige Lieferverträge und durch 
bi- oder trilaterale Unternehmenskooperation die
Versorgung sichern. Voraussetzung dafür ist, daß
die derzeit noch hohen und im Vergleich zu ande­
ren Ländern nicht konkurrenzfähigen Förder­
kosten in Südafrika dem weltweit üblichen Stan­
dard angepaßt werden. Zudem ist es notwendig,
daß die Europäische Union Marktordnungen
außer Kraft setzt, die bislang die Einfuhren, vor 
allem für Kohle, begrenzen.

Die Zusammenarbeit zwischen deutschen Unter­
nehmen und Rohstofflieferanten im südlichen 
Afrika wird von deutscher Seite nur vereinzelt ge­
pflegt. Das insgesamt ungünstige Investitionsklima
in den schwarzafrikanischen Staaten läßt Direkt­
investitionen kaum zu. Lieferverträge stehen unter
dem Vorbehalt, daß ein Mindestmaß an wirtschaft­
licher und politischer Stabilität auch in diesen Län­
dern gesichert ist und die Förderung sowie die Ver­
schiffung aufrechterhalten werden können. Nach
der Öffnung können sich deutsche und südafrika­
nische Unternehmen gemeinsam darum bemühen,
die Risiken einer Rohstoffversorgung durch die
schwarzafrikanischen Länder zu diversifizieren.
Die Kooperation mit südafrikanischen Unterneh­
men hilft, potentielle Engpässe bei der Förderung
und bei der Verschiffung von Rohstoffen zu ver-

^ meiden. Dies setzt wiederum voraus, daß die Staa­
ten im südlichen Afrika alle Barrieren beseitigen,
die bislang eine regionale Zusammenarbeit behin­
dert haben. Deutsche Unternehmen sollten die In­
vestitionen in den Rohstoffsektor als wichtige,
aber nicht ausschließliche Investition sehen, da die

Öffnung und der damit angeregte Strukturwandel
in Südafrika zu einer Diversifizierung der Produk­
tions- und Exportstrukturen führen werden.

Deutsche Unternehmen werden die Zusammen­
arbeit mit Südafrika dann verstärken, wenn der
Transformationsprozeß und die Öffnung auf eine 
konsequente Integration in die Weltwirtschaft ab­
zielen. Die dafür notwendigen Bedingungen zu
schaffen ist eine Aufgabe der südafrikanischen Un­
ternehmen und der Regierung. Mittelbar können
derartige Bemühungen durch die deutsche Bun­
desregierung unterstützt werden, zum Beispiel da­
durch, daß sie innerhalb der Europäischen Union
ihren Einfluß geltend macht, damit Marktordnun­
gen bzw. der Außenschutz für agrarische und ener­
getische Rohstoffe beseitigt werden. Dies ist je­
doch nicht zu erwarten. Somit sollte die Europäi­
sche Union Südafrika den Marktzugang nach dem 
Muster der Vereinbarungen zwischen der Europäi­
schen Union und den Mittelmeerländern gewäh­
ren. Diese Regelung soll einerseits die Märkte für
südafrikanische Produkte öffnen und andererseits
Ineffizienzen hinsichtlich des Bestands von Unter­
nehmen und Arbeitsplätzen in der Europäischen
Union und in Südafrika vermindern. Eine Auf­
nahme Südafrikas in das AKP-EWG-Abkommen
kann gegenwärtig nicht erfolgen, da die Kaprepu-
blik nicht die Kriterien erfüllt, die für eine Auf­
nahme in das Abkommen gefordert werden.

Zur Unterstützung der privatwirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit empfiehlt sich darüber hinaus in der
derzeitigen Phase der Unsicherheit über die künf­
tige Entwicklung der Abschluß eines Investitions­
förderungsvertrags und die Erweiterung der Aus­
fuhrbürgschaften Südafrikas. Diese Garantien
könnten das öffnungsbedingte Risiko Südafrikas 
vermindern und zu einer Verstetigung der in- und
ausländischen Kapitalbildung in der Republik Süd­
afrika führen. Außerdem wird zur Förderung von
Unternehmenskooperationen zwischen Deutsch­
land und Südafrika vorgeschlagen, das Abkommen
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zu aktua­
lisieren. Für die Zeit der Transformation der
südafrikanischen Wirtschaft sollte überdies die Ge­
währung eines fiktiven Steuerkredits in Deutsch­
land für Investitionen in Südafrika in Betracht ge­
zogen werden. Damit würde die Bereitschaft der
südafrikanischen Regierung verstärkt, durch nied­
rigere Steuern und befristete Steuerminderungen
günstige Voraussetzungen für ausländisches Kapi­
tal zu schaffen.

Die privatwirtschaftliche Kooperation und die In­
tegration Südafrikas in die Weltwirtschaft können
auch durch die technische Entwicklungszusam-



menarbeit unterstützt werden. Insbesondere die
Armutsbekämpfung zugunsten der nichtweißen
Bevölkerung würde die bisher übliche Benachteili­
gung beim Zugang zum Schulsystem, zur Gesund-
heitsvor- und -fürsorge beseitigen. Die Arbeits­
und Lebensbedingungen im ländlichen Raum
müssen verbessert, eine weitere Ballung der Wirt­
schaftstätigkeit in den Großstädten sollte durch die 
Förderung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
in allen Landesteilen vermieden werden. Da die 
Regierung die dafür notwendigen Institutionen
noch nicht mit der erforderlichen Kompetenz aus­
gestattet hat und weil die öffentliche Entwick­
lungszusammenarbeit auf Erfahrungen mit der
Kooperation mit nichtstaatlichen Organisationen
zurückgreifen kann, sollten auch weiterhin Nicht­
regierungsorganisationen und Unternehmen als
Partner Vorrang erhalten. Sie können zudem in
engem Zusammenwirken mit der nicht-weißen Be­
völkerung deren wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
stärken und die politische Struktur stabilisieren,
was eine der notwendigsten Voraussetzungen für
die privatwirtschaftliche Zusammenarbeit ist.
Schließlich sollte die Zusammenarbeit mit deut­
schen Unternehmen, mit Handels- und Hand­
werkskammern genutzt werden, um zusätzliche
Kenntnisse über die Organisation einer betrieb­
lich-gewerblichen und betrieblich-kaufmännischen
Ausbildung zu vermitteln. Die Wirksamkeit derar­
tiger Anstrengungen wird dadurch erhöht, daß im
Zuge der Zusammenarbeit die Notwendigkeit
einer verstärkten Liberalisierung des Arbeitsmark­
tes angeregt wird.

Außerdem empfiehlt es sich, die privatwirtschaft­
liche Zusammenarbeit dadurch zu erleichtern, daß
eine wirtschaftspolitische Beratung die südafrikani­
sche Regierung mit den Erfahrungen einer Markt­
wirtschaft vertraut macht und Erkenntnisse aus

bisherigen Strukturanpassungsprogrammen ver­
mittelt. Vertreter der nicht-weißen Bevölkerung
sollten die Elemente einer marktorientierten Wirt­
schaftspolitik kennenlernen. Ihnen sollten die Vor­
teile einer Wirtschaftspolitik vermittelt werden,
welche den Technologie- und Kapitalimport an­
regt, die berufliche Bildung verstärkt und die Lei- 
stungs- und Anpassungsfähigkeit der Unternehmen
steigert. Der Regierung und den politischen Vertre­
tern der nichtweißen Bevölkerung nahestehende
Wirtschaftsforschungsinstitute können durch Ent­
sendung von Experten, Sachmittelausstattung und
gemeinsame Forschungsprojekte im Zuge der wirt­
schaftspolitischen Beratung Vorstellungen über
eine die privatwirtschaftliche Zusammenarbeit för­
dernde Wirtschaftspolitik nahegebracht werden.
Des weiteren wäre es hilfreich, durch Stipendien­
programme den Kontakt zu Wirtschaftswissen­
schaftlern in Deutschland und in den Mitgliedslän­
dern der Europäischen Union zu fördern.

Um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
zwischen Südafrika und den schwarzafrikanischen
Staaten zu unterstützen, können die Bestimmun­
gen zur Förderung der zwischenstaatlichen Zu­
sammenarbeit im AKP-EWG-(Lome-)Abkommen
zum Gegenstand einer Kooperation zwischen der
Europäischen Union und Südafrika gemacht wer­
den. Die im Vertrag vorgesehene Unterstützung
des ländlichen Raums, der Nahrungsmittelversor­
gung, der Gesundheits- und Ausbildungspro­
gramme, der Nutzung der Fischbestände und Was­
servorräte, des Schutzes der Umwelt und der
natürlichen Ressourcen, der Industrialisierung,
des Auf- und Ausbaus des Verkehrssystems, der
Förderung und Finanzierung des Handels sowie
der Koordination der Wirtschaftspolitik kann die
privatwirtschaftliche Zusammenarbeit mit deut­
schen Unternehmen anregen.



Volker Matthies: Die UNO in Somalia: Operation Enttäuschte Hoffnung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/94, S. 3-13

Im Dezember 1992 begann nach Ausbleiben von Präventivmaßnahmen in Somalia die Operation „Neue
Hoffnung“. Die Weltgemeinschaft schickte sich im Auftrag der UNO und unter Führung der USA an, dem 
bürgerkriegsgeschüttelten afrikanischen Land und seiner hungernden Bevölkerung Hilfe und Frieden zu
bringen. Somalia galt als der erste Fall einer genuinen „humanitären Intervention“, also einer kollektiven
Aktion mit militärischen Mitteln zur Linderung menschlichen Leides. Die UN-Operation in Somalia war 
auch der erste Fall eines sogenannten „robusten“ Blauhelmeinsatzes. Mittlerweile ist es, wenn auch noch
unter der Schirmherrschaft der UN, zu einer „Somalisierung“ der Konfliktregelungsbemühungen gekom­
men. Möglicherweise gelingt es den Bürgerkriegsparteien und traditionellen Autoritäten in eigener Regie,
im Interesse der Bevölkerung und des Wiederaufbaus einem flächendeckenden Wiederaufleben von
Kampfhandlungen vorzubeugen. Aus der gescheiterten Operation gilt es Lehren für künftige UN-Missionen 
zu ziehen, namentlich für Präventivmaßnahmen.

Hartmut Dießenbacher: Bürgerkrieg und Völkermord in Ruanda. Ethnischer Klassen­
konflikt und Bevölkerungswachstum

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/94, S. 14-23

Der Tod Präsident Habyarimanas am 6. April 1994 hat zur Explosion von Bürgerkrieg und Völkermord in
Ruanda geführt. Der rassische Unterschied zwischen Hutu-Mehrheit und Tutsi-Minderheit war in vierhun­
dert Jahren zentralistischer Tutsi-Monarchien kein Anlaß zu Krieg und Massenmord. Mit dem Kolonialein­
fluß und der Missionierung erfährt der rassische Unterschied eine Umwertung: Aus der aristokratischen
Oberschicht der Tutsi wird eine zum Herrschen befähigte und ausbeuterische Minderheit, aus der bäuer­
lichen Unterschicht der Hutu eine unterdrückte und demokratische Mehrheit. Ihr Emanzipationskampf
führt 1960 zur Revolution gegen das Ancien regime. Tausende der Oberschicht werden ermordet, Abertau­
sende in die Nachbarländer verjagt. Seitdem warten die Flüchtlinge auf Rückkehr ins „Land der Väter“.

Carola Reißland: Flucht und Vertreibung in Afrika im Schatten der internationalen
Policy-Krise

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/94, S. 24-34

Der Sudan ist ein arabisch-afrikanischer Mikrokosmos des Kontinents und gleichzeitig flächengrößter Staat 
Afrikas. Seit über drei Jahrzehnten herrscht im Land Bürgerkrieg. Zur Erklärung dieses brutal ausgetrage­
nen Konflikts werden oft die ethnisch-religiösen Unterschiede zwischen dem Norden und dem Süden des 
Landes herangezogen. Ethnische Pluralität und verschiedene Glaubensüberzeugungen aber sind typisch für
den afrikanischen Kontinent. Diese Vielfalt an sich ist keine Konfliktursache - allerdings können Konflikte 
geschürt und verschärft werden, indem bestimmten Gruppen das Recht auf gleiche Partizipationschancen
verwehrt wird.
Die Lage der sudanesischen Zivilbevölkerung ist gekennzeichnet durch Vertreibung, Flucht und die Bedro­
hung durch den Hungertod. Während für ganz Ostafrika unter Umständen schon in wenigen Wochen mit
einer Hungerkrise gerechnet werden muß, die ihrerseits den Zyklus von Vertreibung und Flucht verstärken
wird, kommt das Engagement für internationale politische Initiativen oft zu spät. Eine Lösung dieses wie
auch anderer Konflikte auf dem Kontinent wird nur zu erreichen sein, wenn es gelingt, einen ausgleichen­
den Frieden zwischen den kämpfenden Parteien herzustellen. Gefordert ist hier die politische Vorsorge
anstelle der humanitären Nachsorge.

Karl Wolfgang Menck/Bernd Schnatz: Perspektiven der Wirtschaftsbeziehungen
zu Südafrika nach Aufhebung der Sanktionen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/94, S. 35-47

Südafrika steht gegenwärtig an einem Wendepunkt. Nach Abschaffung der Apartheidgesetze hob die inter­
nationale Gemeinschaft im Gegenzug die gegenüber Südafrika verhängten Sanktionen weitgehend wieder 
auf. Die Kaprepublik will sich künftig von der Importsubstitutionspolitik lösen und eine stärker export­
orientierte Flandelspolitik betreiben. Dies erfordert eine tiefgreifende Umstrukturierung der südafrikani­
schen Wirtschaft. Ausländische Direktinvestitionen können diesen Strukturwandel nachhaltig unterstützen.
Hieraus ergeben sich Chancen für eine verstärkte privatwirtschaftliche Zusammenarbeit mit Südafrika, aber
auch die Risiken eines verstärkten Wettbewerbs auf den südafrikanischen Märkten.
Angesichts dieser Herausforderungen sind die Ausgangsbedingungen für deutsche Unternehmen gegenwär­
tig vergleichsweise gut. Neben Großbritannien ist Deutschland der wichtigste Handelspartner Südafrikas
und zählt zu den größten ausländischen Investoren in der Kaprepublik. Deutsche Unternehmen können bei
der Markterkundung auf Kenntnisse und Institutionen zurückgreifen, die während ihrer langjährigen Prä­
senz in Südafrika aufgebaut wurden.


